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Ebenfalls in internationaler Perspektive 
beschäftigen wir uns mit der Möglichkeit 
und den Potenzialen der Zusammenle-
gung von internen Dienstleistungen in 
Shared Service Centern. Auch die Re-
form der Arbeitsverwaltung wird in die-
ser Ausgabe im Vergleich des Ansatzes 
dreier Länder gewürdigt. 
Wir sind überzeugt, dass der Blick über 
die nationalen Grenzen hinweg sehr 
hilfreich ist, den eigenen Standpunkt zu 
erkennen und voneinander zu lernen. Es 
gibt keinen Grund, die Fehler des Nach-
barn zu wiederholen, aber auch keinen, 
seine Erfolge zu ignorieren. 
Ulrich Maas
Vorsitzender Institut für den öffentlichen 
Sektor e.V.
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Editorial
wissenschaftliche Leiter des Instituts für 
den öffentlichen Sektor, sich in dieser 
Aus gabe mit einem Kommentar zu Ma-
nagementkonzepten in der öffentlichen 
Verwaltung vorstellt. Seinen Worten zur 
Anwendung und zum Erfolg dieser Kon-
zepte ist nichts hinzuzufügen. Allerdings 
soll betont werden, dass der in Deutsch-
land spätestens Anfang der 90er-Jahre 
fl ächenhaft begonnene Einsatz betriebs-
wirtschaftlicher Methoden nach wie vor 
gerechtfertigt ist. Nicht zuletzt die Steu-
erzahler in der Bevölkerung haben einen 
Anspruch darauf, dass der Staat nach den 
neuesten Erkenntnissen der Manage-
mentlehre handelt und sein Geld unter 
Nutzung aller Optimierungsmöglichkei-
ten einsetzt. 
In dieser Ausgabe sollen gleich mehrere 
Managementmethoden angesprochen 
wer den, die ursprünglich einmal für die 
Privatwirtschaft entwickelt wurden und 
ihren Weg schon bald auch in die öffent-
liche Verwaltung gefunden haben. Bench-
marking – in Deutschland oft unter dem 
Begriff „Leistungsvergleich“ bekannt – 
ist den meisten sicherlich alles andere als 
neu. Während der laufenden Debatte 
um die Föderalismusreform ist dieses 
Instrument aber zu neuer Bedeutung 
gekommen. Welche Erfahrungen damit 
in Deutschland und Groß britannien ge-
macht wurden und welche Chancen zu-
künftig bestehen, soll unser Schwerpunkt-
beitrag ausleuchten.
 
Die öffentliche Verwaltung verfügt über 
ein großes Instrumentarium an betriebs-
wirtschaft lichen Methoden für beinahe 
alle Situationen des Verwaltungsmanage-
ments. Ob dieses Instrumen tarium aller-
dings im entscheiden den Moment eher 
Medizin oder vielleicht sogar Gift dar-
stellt, weiß man oft erst hinterher. Ent-
scheidend für den Erfolg ist meist, wie an 
dieser Stelle schon einmal gesagt, wer 
das Instrument in die Hand nimmt: Men-
schen sind es, die mit ihren Qualifi ka-
tionen und Fähigkeiten über Ergebnisse 
beim Einsatz moderner Manage ment-
instrumente entscheiden. „Wunder waf-
fen“ gibt es nicht und der schemati sche 
Einsatz vorgefertigter Konzepte hat nur 
selten Positives zustande gebracht. 
Wir freuen uns sehr darüber, dass Profes-
sor Gerhard Hammerschmid, der neue 
Methoden sind gut – Lernen ist 
besser
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Auch die Privatwirtschaft sieht sich in 
sehr ähnlicher Form mit einer Wellen-
bewegung immer neuer Management-
konzepte konfrontiert. Die Manage ment-
forschung spricht in diesem Zusammen-
hang von Management moden, die einem 
typischen Verlauf folgen: Zuerst sind es 
lediglich wenige Pioniere, die innovative 
Managementkonzepte einführen. In der 
Folge stoßen immer mehr Nachahmer 
hinzu, die diese übernehmen, da sie nun 
auch Fortschritt, Mo der nisierung und 
Reformwillen signalisieren wollen. Ab ei-
ner bestimmten Sättigungsgrenze ver-
liert dann das Managementkonzept an 
Neuigkeitsgehalt und Attraktivität und 
die Organisationen wenden sich wieder 
neuen Managementkonzepten zu.
Die Organisationsforschung stellt insbe-
sondere für Organisationen des öffent-
lichen Sektors mit fehlenden klaren Krite-
rien der Erfolgsbeurteilung eine starke 
Tendenz zur Anpassung an institutionelle 
Erwartungen fest, die sich in einer Über-
nahme von legitimierten Strukturen und 
Managementkonzepten manifestiert. Ein-
führungsprozesse sind stark von einer 
politischen und juristischen Logik ge-
prägt, die den Beschluss bzw. die Anord-
nung der Einführung vielfach bereits mit 
der Umsetzung gleichsetzt.
Entsprechend ernüchternd fällt eine Be-
standsaufnahme im Hinblick auf die bis-
herigen Erfolge bei der Einführung von 
Managementkonzepten in legalistischen 
Verwaltungskulturen aus. Auch nach fast 
15 Jahren vielfältiger Initiativen und An-
strengungen hat die betriebswirtschaft-
liche Logik bisher nur wenig gegriffen. 
Untersuchungen wie auch Gespräche 
mit Praktikern zeigen deutlich, dass ge-
rade auf Ebene der Verwaltungsführung 
und noch stärker auf Ebene der Verwal-
tungsmitarbeiter häufi g ein vergleichs-
weise geringer Kenntnisstand und erheb-
liche Skepsis gegenüber offi ziell bereits 
eingeführten Managementkonzepten be-
stehen. Ein konkreter Nutzen wird nur 
selten gesehen und im Arbeitsalltag fi n-
den die neuen Managementkonzepte 
kaum Niederschlag. Produktsteuerung, 
Kosten- und Leistungsrechnung, Mitarbei-
Gastkommentar
Prof. Dr. Gerhard Hammerschmid
Hertie School of Governance
Professor für Public and Financial
Management, wissenschaftlicher 
Leiter des Instituts für den 
öffentlichen Sektor
In regelmäßigen Abständen wird die öffentliche Verwaltung mit „neuen“, ver-
meintlich Erfolg versprechenden Managementkonzepten konfrontiert: Bench-
marking, strategisches Management, Balanced Scorecard oder das Common 
Assessment Framework heute, Neues Steuerungsmodell, Produkte, Kosten- 
und Leistungsrechnung, Controlling oder Leistungskennzahlen Mitte der 
90er-Jahre. Die Namen wechseln, das Phänomen bleibt: Die Konzepte ent-
stam men zumeist der Privatwirtschaft und werden mit einem stark einfor-
dernden Modernisierungsanspruch präsentiert, dem man sich nur schwer ent-
ziehen kann. 
Managementkonzepte in der 
öffentlichen Verwaltung: 
mehr als eine Modeerscheinung?
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tergespräche oder leistungsorientierte 
Entlohnung werden in einer formalisti-
schen Art und Weise gehandhabt, bei der 
die ursprüngliche Intention bzw. betriebs-
wirtschaftliche Logik kaum mehr erkenn-
bar ist. 
Gleichzeitig fi nden sich auch in Verwaltun-
gen mit einer bürokratisch-legalis tischen 
Verwaltungskultur immer wieder Bei-
spiele, in denen es gelungen ist, Ma nage-
mentkonzepte bzw. eine neue Manage-
mentlogik in Teilbereichen bzw. in kleine-
rem Rahmen erfolgreich zu verankern. 
Über Erfolg bzw. Misserfolg entscheidet 
insbesondere die Kompetenz der einzel-
nen Führungskraft, Managementkon-
zepte im Arbeitsalltag für sich konkret 
nutzbar zu machen. Umsetzungsdefi zite 
spiegeln daher in vielen Fällen ein gene-
relles Führungsdefi zit in der öffentlichen 
Verwaltung wider, das auch durch Füh-
rungskräfte- wie auch Mitarbeiterbefra-
gungen bestätigt wird. Fehlende Leis-
tungsorientierung, mangelhafte Kommu-
nikation sowie eine generell mangelhafte 
Wahrnehmung von Führungsaufgaben, 
etwa im Hinblick auf die Formulierung 
von Zielen, Feedback gegenüber den 
Mitarbeitern, individuelle Leistungsbeur-
teilungen oder auch im Umgang mit Min-
derleistern bzw. nicht erreichten Zielen, 
sind häufi ge Kritikpunkte am Status quo. 
Diese konkre ten Defi zite sollten bei der 
Einführung neuer Managementinstru-
mente im Vordergrund stehen. Erst wenn 
es gelingt, dass die neuen Management-
konzepte und -informationen entschei-
dungs- und steuerungsrelevant werden, 
d.h. von den Führungskräften aktiv ge-
nutzt, mit den Mitarbeitern diskutiert und 
daraus Konsequenzen gezogen werden, 
können sie die erhoffte Wirkung erzielen. 
Ein Mehr an Managementinstrumenten 
und -informationen macht per se noch 
kein gutes Management aus. Im Gegen-
teil, in vielen Fällen führt es zu „Datenfried-
höfen“ und einer neuen „Management-
bürokratie“. 
Wir stehen heute vor einer Phase der 
Konsolidierung, Vertiefung und Weiter-
entwicklung bestehender betriebswirt-
schaftlicher Konzepte. Nicht mehr die 
Konzeption und Einführung neuer, son-
dern die konkrete Anwendung von beste-
henden Konzepten, basierend auf einer 
Bestandsaufnahme der bisherigen Erfah-
rungen, sollte im Vordergrund stehen. 
Anstelle von anspruchsvollen Manage-
mentkonzepten, Modellen und Gesamt-
systemen sollten die weniger mondäne 
Mikroebene der Führung sowie die An-
forderungen des Arbeits- und Führungs-
alltags der Verwaltungspraxis in den Vor-
dergrund rücken. Damit einher geht ein 
Plädoyer für pragmatische, simple Kon-
zepte, die für die Verwaltungspraxis an-
schlussfähig sind. Erst dann besteht die 
Chance, dass die neuen Management-
informationen und -instrumente auch im 
Arbeitsalltag Verankerung fi nden und ge-
lebt werden. 
Eine maßgebliche Rolle kommt dabei 
den Führungskräften in ihrem jeweiligen 
Verantwortungsbereich zu. Wichtig ist 
die Förderung der generellen Manage-
mentkompetenz und insbesondere der 
sozialen Kompetenz der Führungskräfte. 
Hier ist im Bereich der Auswahl sowie 
Aus- und Weiterbildung von Führungs-
kräften anzusetzen. 
Notwendig wäre auch eine stärkere Kon-
sequenz bzw. ein längerer Atem bei der 
Umsetzung. Im Vergleich zu anderen 
Ländern wie der Schweiz und Skandina-
vien fehlt es auch weitgehend an der 
Bereitschaft zu einer kritischen Analyse 
bzw. Evaluation bestehender Erfahrun-
gen, gerade von Seiten der politischen 
Ent scheidungsträger. 
Heute geht es nicht mehr um den in der 
Vergangenheit häufi g eingeforderten 
„Paradigmenwechsel“ in Richtung einer 
managerialistischen Verwaltungskultur, 
sondern wesentlich pragmatischer um 
das konsequente Hinarbeiten auf eine ver-
besserte Lösungskompetenz und profes-
sionellere Führung der Verwaltung zur 
Steigerung der Effektivität und Effi zienz 
des Verwaltungshandelns. Die Einfüh-
rung von Managementkonzepten kann 
hier helfen, ist aber alleine sicher nicht 
ausreichend. p
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Benchmarking – ein traditionelles 
Verfahren wird neu belebt
Schwerpunktthema
Benchmarking ist als ursprünglich aus der Privatwirtschaft stammendes 
Instru ment seit geraumer Zeit auch im öffentlichen Sektor verbreitet. Dabei 
werden ganz unterschiedliche Vorgehensweisen verfolgt, die zum Teil auch 
innerhalb eines Landes deutlich voneinander abweichen. Gemeinsam ist allen 
Methoden, dass ein systematischer Leistungsvergleich zwischen verschie-
denen Einhei ten den „besten Weg“ für bestimmte Verfahren sichtbar machen 
soll, um ein gegensei tiges Lernen vom „Besten“ zu ermöglichen und so zu 
einer Leistungs stei gerung beizutragen. Trotz der recht langen Er fahrun gen 
mit diesem Instrument ist aktuell eine Belebung der Debatte zu ver zeichnen. 
In Deutschland hat dazu vor allem die Föderalismuskommission II beigetra-
gen, in deren Zusammenhang Benchmarking sogar Verfassungsrang erhal-
ten soll. 
Benchmarking-Defi nition und die Anwendung in der Privatwirtschaft
Entwickelt wurde Benchmarking zuerst beim amerikanischen Kopiergerätehersteller 
Xerox, der 1983 zur Verbesserung seiner verschlechterten Wettbewerbsposition 
ein entsprechendes Programm initiierte. Das Instrument hat sich nach offensicht -
lichem Erfolg daraufhin unter weiteren Großunternehmen der Vereinigten Staaten ver-
breitet. 
Der englische Begriff „Benchmark“ beschreibt eine geografi sche Höhenmarke, in 
wirtschaftlichen Zusammenhängen einen Standard oder Richtwert, an dem andere 
Werte gemessen werden können. Dies kann beispielsweise eine bestimmte Kenn-
zahl sein, an der sich Unternehmen orientieren, etwa ein Branchendurchschnittswert 
oder ein Bestwert, den nur ein führendes Unternehmen erreicht („best practice“). 
Diese Kennzahlen müssen sich nicht nur auf Kostengrößen beziehen, sondern kön-
nen auch Faktoren wie Zeit, Qualität und Kundenzufriedenheit berücksichtigen. 
„Benchmarking ist ein kontinuierlicher Prozess, bei dem Produkte, Dienstleistungen 
und insbesondere Prozesse und Methoden betrieblicher Funktionen über mehrere 
Unternehmen hinweg verglichen werden. Dabei sollen die Unterschiede zu anderen 
Unternehmen offengelegt, die Ursachen für Unterschiede und Möglichkeiten zur Ver-
besserung aufgezeigt sowie wettbewerbsorientierte Zielvorgaben ermittelt werden. 
Der Vergleich fi ndet dabei mit Unternehmen statt, die die zu untersuchende Methode 
oder den Prozess hervorragend beherrschen.“1 
1  Péter Horváth/Ronald N. Herter (1992): Benchmarking. Vergleich mit den Besten der Besten. In: Controlling, 1, Januar/Februar 1992, S. 4 –11.
Bei Fotokopierern erstmals 
eingesetzt
Definition von Benchmarking 
in der Industrie
6  PublicGovernance Herbst 2008
© 2008 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
Ziel des Vergleichsprozesses ist, nach dessen Abschluss gezielt und schnell Verbes-
serungen umzusetzen, die man vom „Klassenbesten“ abgeschaut hat. Damit ist das 
gegenseitige Lernen ein wichtiger Bestandteil des Vergleichs, in diesem Zusammen-
hang wird auch vom „Denken in Verbesserungen“ bzw. „Benchlearning“ gesprochen. 
Benchmarking kann produkt- oder prozessbezogen sein, interne oder externe Partner 
einbeziehen. Nach der Anzahl der Partner unterscheidet man bilaterales und multilate-
rales Benchmarking. In Bereichen, in denen nicht zwingend ein Partner aus derselben 
Branche (Konkurrenz) gesucht werden muss, kann ein Vergleich mit branchenfrem-
den Unternehmen besonders innovative Lösungen unterstützen. So kann etwa ein 
Industrieunternehmen seine Lagerhaltung mit der eines Handelsunternehmens 
ver glei chen. Plausibel erscheint, dass ein Handelsunternehmer bei der Lagerhaltung 
bessere Lösun gen präsentieren kann als ein primär auf Herstellung ausgerichtetes 
Unternehmen. Dazu kommt die Tatsache, dass Nicht-Konkurrenten eher bereit sein 
dürften, dem Partner auch sensible Informationen offenzulegen. 
Zum Ablauf eines Benchmarking-Projekts gibt es ganz unterschiedliche Modelle. An 
dieser Stelle soll exemplarisch ein jüngeres Vorgehensmodell für das Benchmarking 
von Dienstleistungen aufgeführt werden, das in Deutschland entwickelt und als DIN-
Standard (DIN-PAS 1014) aufgenommen wurde.2
2   Vgl. im Folgenden Oliver Grieble (2003): Prozessorientiertes Vorgehensmodell für das Benchmarking von Dienstleistungen, Veröffentlichungen 
des Instituts für Wirtschaftsinformatik, hrsg. von August-Wilhelm Scheer; Heft 172, Januar 2003.
Zweck und Gegenstand von 
Benchmarking
Ein typischer Ablauf
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 Konzeption 
und Planung
 
Erhebung Analyse Umsetzung
Prüfung der Ressourcen
Auswahl der Bench mar king-
Form und Akqui si tion der 
Bench marking-Partner
Operationalisierung der 
Benchmarking-Zielsetzung
Konkretisierung des 
Projektplans
Abbildung: DIN-Vorgehensmodell zum Dienstleistungsbenchmarking (DIN-PAS 1014)
Bestimmung 
der Benchmarking- 
Verantwortlichen
Identifikation der 
Benchmarking-Objekte
Benchmarking-Zielsetzung
Messung
Zusammenführung der 
Messergebnisse
Abgrenzung und 
Beschreibung der 
Benchmarking-Objekte
Entscheidung für 
Maßnahmen
Analyse der Ursache-
Wirkungs-Beziehungen
Ableiten von 
Verbesserungs vorschlägen
Vergleich und Beurteilung 
der Differenzen
Umsetzung und
Umsetzungscontrolling
Erfolgskontrolle
Planung der Umsetzung
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Die beiden zentralen Punkte im ersten Schritt sind die Entscheidung über das Bench-
marking-Objekt und die Auswahl des Vergleichsunternehmens. Zum Benchmarking-
Objekt ist festzuhalten, dass sich Benchmarking zwar auf Produkte, Methoden, Pro-
zesse oder auch betriebliche Funktionen beziehen kann, offenbar aber der Vergleich 
ganzer Unternehmen nicht üblich ist. Im Rahmen der Auswahl des Vergleichspartners 
soll auch über die Form des Vergleichs (s.o.) entschieden werden. 
Im Rahmen der Erhebungsphase soll zunächst das Objekt des Benchmarkings ab-
schließend beschrieben werden, ehe der eigentliche Messprozess – wie erwähnt, 
meist auf der Basis von Kennzahlen, etwa Kostengrößen oder Durchlaufzeiten – be-
ginnt und die unternehmensindividuellen Ergebnisse zusammengeführt werden. 
Mit der Analysephase ist der Kern des Benchmarking-Prozesses erreicht: die Identifi -
kation der „Leistungslücke“, auch Zielerreichungslücke genannt. Sie beschreibt den 
Abstand der Leistungshöhe oder auch des Kostenniveaus der eigenen Organisation 
zum Benchmarking-Partner. Von zentraler Bedeutung ist hierbei das Aufspüren der 
Ursachen für die Leistungslücke, deren Analyse zu Verbesserungsplänen führt, die 
wiederum im nachfolgenden Umsetzungsschritt verwirklicht werden. 
Risiken und Erfolgsfaktoren von Benchmarking im öffentlichen Bereich
Innerhalb eines Nationalstaates bieten Verwaltungseinheiten unter vergleichbaren 
Bedingungen eine sehr ähnliche, zum Teil identische „Produktpalette“ an, was einen 
Leistungsvergleich möglich macht. Eine besondere Chance für die Anwendung von 
Benchmarking ist die in der Praxis beobachtbare Tatsache, dass einzelne Verwal-
tungseinheiten gleiche oder ähnliche Aufgaben im Rahmen ihres Entscheidungsspiel-
raumes ganz unterschiedlich durchführen. So kommt es zum Teil zu beträchtlichen 
Leistungs- und Qualitätsunterschieden zwischen einzelnen Behörden, die vom Bür-
ger etwa durch unterschiedliche Wartezeiten auf Ämtern oder unterschiedlich lange 
Erledigungsdauern bei Genehmigungsverfahren erlebt werden. Damit ist auch im 
öffentlichen Bereich eine „Leistungslücke“ anzutreffen, die im Benchmarking-Ver-
fahren sichtbar wird und durch Lernen vom Besten geschlossen werden kann. Ver-
gleichsvorhaben, die ausschließlich Inputgrößen, etwa Haushaltsziffern oder Stellen-
zahlen, beinhalten, müssen vom Leistungs- und Qualitätsvergleich, der gegenseitiges 
Lernen zum Ziel hat, deutlich unterschieden werden. Die input-bezogenen Vergleiche 
sollen im Folgenden nicht weiter betrachtet werden.
Benchmarking ist auch in der Verwaltung dazu geeignet, bestehende Schwachstellen 
aufzuzeigen und bessere Praxis zu identifi zieren. Bedingung dafür ist, dass ein min-
destens rudimentäres System der Leistungs- und Qualitätsmessung existiert, um ent-
sprechende Kennzahlen mit anderen Einheiten vergleichen zu können. Dabei kann 
das immer wieder vorgebrachte Argument der Nichtvergleichbarkeit öffentlicher Leis-
tungen nur selten aufrechterhalten werden. Wichtig ist auch ein Anreiz, der dazu führt, 
ein Benchmarking-Projekt zu starten und die erkannten Bestleistungen, etwa einen 
neuen Service für die Bürger oder einen verbesserten Prozess, auch umzusetzen. So 
kann die Veröffentlichung von Vergleichsergebnissen beispielsweise politi schen 
Druck auf die betroffene Verwaltung auslösen. 
Risiken könnten für die Benchmarking-Methode etwa darin bestehen, dass die Betei-
ligten aufgrund der Rahmenbedingungen des öffentlichen Sektors (z.B. fehlen der 
Leistungsunterschiede als Anlass 
für Benchmarking
Bedingungen und Erfolgsfaktoren
Risiken und Hindernisse
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Wettbewerb) keinen Anreiz verspüren, „besser“ zu werden, und gar nicht erst in 
Benchmarking eintreten. Abhilfe könnte eine gesetzliche Vorschrift zur Durchführung 
von Benchmarking schaffen. Darüber hinaus werden Behörden veranlasst sein, 
schlechtes Abschneiden in Benchmarking-Projekten geheim zu halten, um keine Ver-
änderungen an ihrer Organisation durchführen zu müssen. Aus ähnlichem Grund ent-
steht eine weitere Gefahr daraus, dass bei der Auswahl von Benchmarking-Partnern 
nur vergleichbare Verwaltungseinheiten gesucht werden. So könnte sich eine Groß-
stadtverwaltung nur mit anderen Großstadtverwaltungen vergleichen wollen, obwohl 
die Leistungen etwa in kleinen Landgemeinden u.U. viel besser sind und ein Vergleich 
mit diesen erheblich höhere Lerneffekte hätte. Erinnert sei an dieser Stelle an die im 
privatwirtschaftlichen Benchmarking angewandte Möglichkeit des Ver gleichs mit 
Branchenfremden, der aussichtsreich sein kann, um wirklich neue Lösungen zu fi n-
den. Im Bereich der öffentlichen Verwaltung wäre also auch der Einbezug von er-
werbswirtschaftlichen Unternehmen zum Vergleich mit Verwaltungseinhei ten vor-
stellbar, sofern ein Mindestmaß an Vergleichbarkeit der Tätigkeiten vorliegt. 
Benchmarking in der öffentlichen Praxis 
a) Deutschland
Benchmarking fi ndet in Deutschland – im kommunalen Bereich meist als „Leistungs-
vergleich“ bezeichnet – gegenwärtig weitgehend ohne gesetzliche Verpfl ichtung auf 
freiwilliger Basis statt. Eine gewisse Bedeutung haben interkommunale Leistungsver-
gleiche erreicht, die Anfang der 90er-Jahre maßgeblich von der Bertelsmann Stiftung 
in mehreren Projekten initiiert wurden. Diese Vergleiche werden heute überwiegend 
von einem spezialisierten Geschäftsbereich der Kommunalen Gemeinschaftsstelle 
für Verwaltungsmanagement (KGSt), dem 1996 gegründeten IKO-Netz, koordiniert 
und betreut. Waren schon an den ersten Aktivitäten der Bertelsmann Stiftung rund 
150 Kommunen beteiligt, so hat das IKO-Netz nach eigenen Angaben seither gut 900 
Städte, Gemeinden, Landkreise und weitere öffentliche Institutionen erreicht, die min-
destens zeitweilig Benchmarking-Aktivitäten entfaltet haben. Der Leistungsvergleich 
fi ndet in Vergleichsringen statt, die jeweils eine Gruppe von Kommunen umfassen, 
die sich zu einem Thema bzw. in einem Aufgabengebiet auf Basis von Kennzahlen 
vergleichen und Lernprozesse initiieren. 2007 waren 75 Vergleichsringe tätig, die sich 
schwerpunktmäßig auf Gebäudewirtschaft, Personal, den Bau- sowie den Schul- und 
Kindergartenbereich konzentrierten. Die Vergleichsergebnisse stehen grundsätzlich 
nur den teilnehmenden Verwaltungen und anonymisiert auch den KGSt-Mitgliedern 
zur Verfügung. 
Geringer ist die Bedeutung von Benchmarking im Bereich der Bundesländer und des 
Bundes selbst. Exemplarisch für die Länderebene sei der Leistungsvergleich zwi-
schen Finanzämtern erwähnt, der 1998 von der Bertelsmann Stiftung als Modell-
projekt neben einem weiteren, das Polizeibehörden umfasste, angeregt wurde. An 
dem Projekt, das ohne die Stiftung bis heute läuft, sind derzeit Finanzämter aus sie-
ben Bundesländern beteiligt. Ziel und Methodik des Leistungsvergleichs basieren auf 
Erfahrungen aus kommunalen Leistungsvergleichen. Neben der Transparenz der 
Leistung und der Motivation zur Verbesserung stand und steht das Lernen von den 
Vergleichspartnern im Mittelpunkt des Interesses. Leistung wird dabei analog der 
Methode der Balanced Scorecard als eine möglichst ausgeglichene Zielerreichung im 
Hinblick auf die Auftragserfüllung, die Kundenzufriedenheit, die Mitarbeiterzufrie-
denheit und die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns defi niert.
Kommunale Leistungsvergleiche 
auf freiwilliger Basis
Einzelne Projekte auf Landesebene
Schwerpunktthema  9
© 2008 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
Im Rahmen der Modernisierungsprogramme hat es in den letzten Jahren immer wie-
der Benchmarking-Projekte in Form von Vergleichsringen gegeben, so beispielsweise 
nach kommunalem Vorbild im Bereich des Personalwesens unter Beteiligung der 
bereits erwähnten KGSt und mehrerer Bundesministerien und -ämter. Weitere Vorha-
ben betrafen den Einsatz der Informationstechnik und Zuwendungsverfahren, hinzu 
ka men Beihilfebearbeitung, öffentliche Fachhochschulen und Zollverwaltung sowie 
weitere, ressortinterne Projekte. Jüngst erst wurde im Zusammenhang mit dem ge-
planten Auf- und Ausbau von Dienstleistungszentren (Shared Service Center) eine 
benchmarking-ähnliche Erhebung von Daten aus den Bereichen Personal, Beschaf-
fung und Haushalt unter 17 Bundeseinrichtungen unter Hinzuziehung von Daten aus 
der Privatwirtschaft durchgeführt. Erwähnenswert sind auch Benchmarking-Aktivi-
täten der Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Rentenversicherung, die Ein-
richtungen und Servicestellen in ihren Bereichen verglichen haben. Eine gesteigerte 
Aufmerksamkeit hat Benchmarking zurzeit vor allem durch den Vorschlag des Bundes 
erfahren, im Rahmen der Föderalismusreform II die Durchführung von „Vergleichsstu-
dien“ in Bund und Ländern und deren Veröffentlichung in der Verfassung festzuschrei-
ben. Zu diesem Zweck sollen Bund und Länder eine gemeinsame „Benchmarking-
Agentur“ an der Verwaltungshochschule in Speyer beauftragen. Diese institutionelle 
Lösung ist allerdings bei den Ländern bisher auf Ablehnung gestoßen.
b) Großbritannien
Obwohl es in Großbritannien nach Aussage der britischen Prüfungsbehörden keinen 
konsistenten Ansatz zur Leistungsmessung im öffentlichen Sektor gibt und Erkennt-
nisse aus Benchmarking nur gelegentlich genutzt werden,3 haben sowohl Leistungs-
messung als auch Benchmarking bereits seit geraumer Zeit einen breiten Einsatz in 
den unterschiedlichen Verwaltungsebenen gefunden. Auf der zentralstaatlichen Ebene 
sind es vor allem die Serviceeinheiten („Executive Agencies“), die sich Leis tungs -
messungen unterziehen und seit Neuerem auch Leistungskontrakte („Public Service 
Agreements“) mit ihren vorgesetzten Dienststellen eingehen.4 Auf kommu na ler 
Ebene sind vor allem die Aktivitäten der Audit Commission zu erwähnen, die seit den 
80er-Jahren in mehreren Wellen die Gemeinden und Kreise vergleichenden Leis tungs-
messungen unterworfen hat, deren Ergebnisse regelmäßig veröffentlicht werden. 
Ein Beispiel jüngeren Datums ist das Immobilien-Benchmarking („Property Bench-
marking Service“) des zentralen Beschaffungs- und Projektmanagementamtes „Offi ce 
of Government Commerce“ (OGC), das Ende 2006 begonnen wurde. Ziel des Ser-
vices ist es, alle Ministerien und Behörden dabei zu unterstützen, die Leistungsfähig-
keit ihres Immobilienmanagements anhand bestimmter Schlüsselkennzahlen auf 
Basis eines einzelnen Gebäudes zu bestimmen und die eigenen Leistungen mit ande-
ren Einrichtungen der Zentralverwaltung zu vergleichen. Einbezogen werden dabei 
auch Benchmarks aus anderen Bereichen des öffentlichen Sektors, dem privaten 
Sektor und internationale Vergleichsgrößen.5 Nach einer Pilotphase 2007, die bereits 
Immobilien von 48 unterschiedlichen Behörden umfasste, wurde das Immobilien-
Benchmarking nach der Methode des Property Benchmarking Services für alle Zen-
tralbehörden verpfl ichtend gemacht. 
3   National Audit Offi ce (2007): Value For Money in public sector corporate services. A joint project by the UK Public Sector Audit Agencies. 
4   Vgl. PublicGovernance (Frühjahr 2008): Leistungsmanagement als Bestandteil der strategischen Steuerung, S. 6–11.
5    Vgl. OGC (2006): Better Measurement – Better Management. Effective management of the Government estate; vgl. im Folgenden: 
www.ogc.gov.uk.
Einzelne Projekte beim Bund,
Verfassungsrang umstritten
Breiter Einsatz von Leistungs-
messung
Beispiel Immobilien-Benchmarking
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Auf der kommunalen Ebene ist das Ranking von Kommunalverwaltungen nach Leis-
tung, das „Comprehensive Performance Assessment“6, interessant. Im Rahmen 
dieser Verfahren stuft die Audit Commission jede Gemeindeverwaltung in fünf Kate-
gorien nach Art von Schulnoten ein („Rating“). Gut bewertete Verwaltungen erhalten 
größere Freiräume, etwa bei der Verwendung ihrer Haushaltsmittel, zugestanden, 
während schlecht („poor“) eingestufte Verwaltungen Interventionen zu befürchten 
haben. Die Audit Commission hat 2002 begonnen, u.a. alle Grafschaften und Ge-
meinden zu untersuchen. Grundlage der Einstufung ist ein „Corporate Assessment“, 
eine mehrwöchige Untersuchung vor Ort, der eine Selbstbewertung vorausgeht. 
Dabei werden nicht nur Befragungen von Ratsmitgliedern und Verwaltungs mit-
arbeitern, sondern auch von Bürgern durchgeführt. Die Inspektionsberichte werden 
allgemein zugänglich gemacht. Im Unterschied zur eingangs dargestellten Benchmar-
king-Methode wird hier weniger die Abweichung von nationalen Best-Practice-Stan-
dards, sondern die Formulierung und Erreichung selbst formulierter politischer Ziel-
setzungen sowie der Lernfähigkeit betont, wobei die Audit Commission in Berichten 
immer wieder Benchmarking als Methode der Leistungsverbes serung empfi ehlt. 
Nachdem bereits das im Jahr 2000 eingeführte „Best Value“-Regime mit seinen 
Kennzahlensets („Performance Indicators“) Leistungsvergleiche und Benchmarking 
in der Kommunalverwaltung verpfl ichtend eingeführt hat, haben die fünf britischen 
Prüfungsbehörden mit Unterstützung von KPMG letztes Jahr speziell für Benchmar-
king-Zwecke entwickelte Kennzahlen und Leistungsindikatoren vorgestellt.7 Mit die-
sem neuen Set von insgesamt 66 Kenngrößen, die die Bereiche Personal, Finanzen, 
Informations- und Kommunikationstechnik, Beschaffung und Gebäudemanagement 
abdecken, soll die Kosteneffi zienz der Verwaltung („Value for Money“) besser als 
bisher abgebildet werden. Die neuen Kennzahlen sollen freiwillig und ergänzend zu 
den bisherigen Sets eingesetzt werden, und es soll, wo möglich, zukünftig auch 
Benchmarking mit Privatunternehmen gefördert werden. 
Bewertung und Ausblick
Über die prinzipielle Eignung von Benchmarking für den Gebrauch in der öffentlichen 
Verwaltung kann angesichts der genannten Beispiele aus zwei Ländern sicherlich 
kaum Zweifel aufkommen. Die entscheidende Frage allerdings bleibt, welche kon-
kreten Ergebnisse der Einsatz von Benchmarking in der öffentlichen Verwaltung erzie-
len kann. Untersuchungen in der deutschen Kommunalverwaltung haben beispiels-
weise ergeben, dass sich Leistungen und Qualität aufgrund der dort angewand ten 
Leistungsvergleiche in vielen Fällen verbessert haben, wenn auch meist in relativ 
geringem Ausmaß. Bestimmte Innovationen, etwa die Einrichtung von Bürgerämtern 
als „One-Stop-Shop“ für Anliegen an die Verwaltung, haben sich so schneller durch-
gesetzt, da Vergleiche ihre Überlegenheit verdeutlicht haben.8 Auch in der briti schen 
Verwaltung können Leistungssteigerungen beobachtet werden. So sind seit der 
Ein führung eines Systems der Leistungsmessung und des Leistungsvergleichs im 
nationalen Gesundheitssystem (National Health Service – NHS) deutliche Leistungs-
steigerungen in den betrachteten Feldern zu beobachten. Unklar bleibt jedoch, ob 
diese Leistungssteigerungen eindeutig auf das System der Leistungsmessung zu-
rückzuführen sind oder unabhängig davon erfolgten. Bevan/Hood gehen sogar davon 
6  Vgl. www.audit-commission.gov.uk/cpa.
7  National Audit Offi ce (2007): a. a. O.
8  Vgl. Ferdinand Schuster (2003): Der interkommunale Leistungsvergleich als Wettbewerbssurrogat, Berlin.
Comprehensive Performance 
Assessment
Neue Kennzahlen zum Benchmarking 
– auch mit Privatunternehmen
Benchmarking für öffentliche 
Einrichtungen: geeignet und 
erfolgreich?
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aus, dass die entsprechenden Kennzahlen geschönt wurden, um die Leistungsvorga-
ben zu erreichen.9
Auch in Deutschland bleiben die Ergebnisse schwer dem Einsatz von Benchmarking 
zuzuordnen. Vermutlich hat Benchmarking seine Wirkung vor allem in einem be-
stimmten „Mix“ anderer Instrumente, etwa verpfl ichtenden Leistungsvorgaben mit 
Sanktionsbedrohung, wie sie in Großbritannien üblich sind. Eine Situation wie in der 
Privatwirtschaft, dass sich Unternehmen aufgrund des Wettbewerbsdrucks verpfl ich-
tet sehen, sich am Branchenbesten zu orientieren, wird man in der Verwaltung so 
nicht antreffen. Vielmehr müssten gesetzliche Verpfl ichtungen, wie in Großbritannien 
vielfach der Fall, sozusagen einen „künstlichen Wettbewerb“ um Bestleistungen er-
zwingen. So besteht etwa im Best Value-Programm die Pfl icht für britische Kommu-
nalverwaltungen, sich mit dem besten Viertel unter ihnen zu messen.10 Hinzu kommt, 
dass die Ergebnisse hier regelmäßig und verpfl ichtend veröffentlicht werden und 
durch „naming and shaming“ öffentlichen Druck zur Leistungsverbesserung nach 
sich ziehen sollen. In Deutschland gibt es Verpfl ichtungen dieser Art derzeit nicht, 
trotzdem sind zum Teil sehr lang laufende Benchmarking-Projekte anzutreffen. Das 
erwähnte Finanzamtsprojekt etwa läuft bereits fast zehn Jahre. Und dies 
– wie in Deutschland allgemein üblich – unter Ausschluss der Öffentlichkeit und ohne 
Druck vorgesetzter Dienststellen. Daraus wäre stark vereinfachend der Schluss zu 
ziehen, dass auch unter diesen Bedingungen Benchmarking positive Ergebnisse 
zutage fördert, die den Verantwortlichen entgegenkommen, möglicherweise also 
gerade nicht „sprunghafte“ Effekte, sondern Ergebnisse, die eher evolutionäre 
Anpassungsmaßnahmen nach sich ziehen. 
Dies lenkt den Blick auf die angewandte Methodik. Wenn Benchmarking wie in 
Deutschland vor allem in Form von Vergleichsringen mit recht begrenzter Zahl von 
Partnern stattfi ndet und sich zudem oft ähnliche Einrichtungen zusammenfi nden 
(„große mit großen, kleine mit kleinen“ usw.), dann dürfte es schwer sein, echte „Best-
leis tungen“ im eigenen Projekt anzutreffen. Statt des „Klassenbesten“ wird man wohl 
eher einen „Gruppenbesten“ unter sich haben: Die Leis tungslücke dürfte also eher 
klein sein, was wiederum die Effektivität von Benchmarking senkt. Zwar besteht in 
Großbritannien aufgrund des erheblich größeren geografi schen Horizonts nicht die 
Gefahr, einen „Klassenbesten“ zu übersehen, allerdings wird auch hier wie geschil-
dert darüber nachgedacht, zusätzliche Benchmarks, etwa aus der Privatwirtschaft und 
sogar international, zu gewinnen. Vor dem Hintergrund der Erkenntnis aus der Indus-
trie, dass der Vergleich mit Branchenfremden oft besonders innovative Erkenntnisse 
zutage fördern kann, erscheint dies als ein sehr aussichtsreicher Ansatz. Benchmar-
king hat die Grenzen seiner Möglichkeiten noch nicht erreicht. p
 
9  Vgl. Gwyn Bevan/Christopher Hood (2006): Have targets improved performance in the English NHS? In: British Medical Journal 332, S. 419–422.
10   Vgl. Tony Bovaird/Arie Halachmi (2001): Performance Measurement and Best Value: An international perspective. In: International Journal of 
Business Performance Measurement, Vol. 3, No. 2/3/4, S. 119 –134.
Unterschiedliche Anreize 
anzutreffen
Methodische Weiterentwicklung 
notwendig
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Shared Service Center 
in der öffentlichen Verwaltung 
– ein europäischer Vergleich
Im Fokus
Ausgangslage
Die öffentliche Verwaltung in Deutsch-
land und in anderen europäischen Staa-
ten zeichnet sich durch eine wachsende 
Dezentralisierung und Fragmentierung 
aus. Dies liegt einerseits an historisch ge-
wachsenen Strukturen der Staatsorgani-
sation wie beispielsweise in Deutschland 
dem föderalen Staatsaufbau und der kom-
munalen Selbstverwaltung. Andererseits 
wurden im Zuge der Reformen im Rah-
men des New Public Management zahl-
reiche Aufgabenbereiche dezentralisiert 
oder in neu gegründete, semi-autonome 
Agenturen ausgelagert (Agenci fi cation). 
In Großbritannien wurden im Rah men 
des Next Steps-Programms zahlreiche 
Agenturen gegründet, mittlerweile exis-
tieren 131 Agenturen, in denen über 80 
Prozent des Personals des öf fent lichen 
Sektors beschäftigt sind.1 Neben zahlrei-
chen Vorteilen dieses De zen tralisie rungs-
prozesses wie größere Bür gernähe, Spe-
zialisierung und Flexibi lität sind jedoch 
auch nicht-intendierte Ne ben effekte zu 
beobachten. So führt die zunehmende 
Fragmentierung der Ver wal tungsarbeit 
neben Koordinations pro blemen insbe-
sondere dazu, dass Ska len vorteile nicht 
genutzt werden. Beispielsweise existie-
ren in Deutschland über 100 öffentliche 
Rechenzentren, die Sparkassen-Finanz-
gruppe wickelt ihre Geschäfte hingegen 
mit zwei Rechenzentren ab.
Bündelung von Verwaltungs-
aufgaben in Shared Service Centern
Ein Hebel, um im öffentlichen Sektor die 
Effi zienz der Leistungserbringung zu 
International ist verstärkt ein Trend in Richtung zur Einführung von Shared 
Service-Modellen für die öffentliche Verwaltung zu beobachten. Zahlreiche 
Regierungen in Europa haben den Shared Service-Gedanken in ihren Program-
men zur Verwaltungsmodernisierung und Effi zienzsteigerung als festen Be-
standteil verankert. Auch in Zeiten von begrenzten Haushaltsmitteln und sin-
kendem Personalstand im öffentlichen Sektor bestehen hohe Anforderungen 
an die Qualität der Dienstleistungen. Eine Antwort auf dieses Problem ist die 
Einführung von Shared Service Centern. In Shared Service Centern werden 
Dienstleistun gen zusammengefasst, die von verschiedenen Abteilungen oder 
Organisa tionseinheiten genutzt werden. Ein Shared Service Center bedeutet 
dementsprechend generell die gemeinsame Nutzung von Ressourcen (orga-
nisatorisch, personell und technisch), die vorher auf eine größere Anzahl von 
Einheiten verteilt waren. Im Folgenden sollen die Erfahrungen mit dem Shared 
Service Center-Konzept in drei europäischen Ländern dargestellt und Erfolgs-
faktoren beschrieben werden. 
1   Vgl. Christopher Pollitt et al. (2001): Agency Fever? Analysis of 
an International Policy Fashion. In: Journal of Comparative Policy 
Analysis: Research and Practice 3, S. 271–290.
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steigern, besteht somit in der Schaffung 
größerer Dienstleistungseinheiten. Da 
die Zusammenlegung von Gebietskör-
perschaften aus politischen Gründen 
schwer möglich ist, kann eine effektive 
Strategie der Defragmentierung insbe-
sondere in der Einrichtung von Shared 
Service Centern liegen.
Shared Service Center sind Organisa-
tionseinheiten, die interne Dienstleistun-
gen zur gemeinsamen Nutzung innerhalb 
einer Verwaltungsebene oder ebenen-
übergreifend bereitstellen. Es geht dabei 
um die Bündelung von Unterstützungs-
leistungen (nicht: Entscheidungsaufga-
ben) in einer gesonderten Einheit. Ziele 
der Einrichtung von Shared Service Cen-
tern sind insbesondere Kostenreduktion 
durch die Realisierung von Skalenvortei-
len, Qualitätssteigerung durch Bünde-
lung von Aufgaben sowie die Entlastung 
der operativen Verwaltung. Unterschied-
liche Studien gehen davon aus, dass be-
stimmte Leistungen von Shared Service 
Centern um bis zu 60 Prozent kosten-
günstiger erbracht werden können.
Um die Verwaltungsaufgaben, die auf 
Shared Service Center übertragen wer-
den können, zu identifi zieren, ist es zu-
nächst notwendig, zwischen besonderen 
und allgemeinen Verwaltungsleistungen 
zu unterscheiden.
Besondere Verwaltungsleistungen sind 
Leistungen, die individuell für bestimmte 
Personen bzw. Kunden zu bestimmten 
Zeiten an bestimmten Orten und in be-
stimmten Situationen erbracht werden 
(z.B. die Leistung des Lehrers in der 
Schul klasse oder des Polizisten bei der 
Aufklärung eines Einbruchs). Diese be-
son deren Leistungen sind nur in begrenz-
tem Umfang standardisierbar und auto-
matisierbar. Bei ihnen kommt es auf indi -
vi duelle Betreuung und zum Teil auch auf 
die Präsenz beim Bürger vor Ort an. Eine 
Bün delung dieser Aufgaben in Form eines 
Shared Service Center kommt daher nicht 
in Frage.
Allgemeine Verwaltungsleistungen sind 
Leistungen, die nach allgemein fi xierten, 
einheitlichen Regeln und Standards er-
bracht werden (z.B. Gehaltsabrechnun-
gen, Gebührenbescheide, Bewilligungen 
etc.). Die Qualität dieser Leistungen hängt 
nicht vom Grad ihrer kundenindi viduellen 
Spezifi  zierung ab, sondern basiert auf 
ihrer vorschriftsmäßigen, standardkon -
for men und zeitgerechten Er bringung.
Für derartige allgemeine Leistungen gilt 
das betriebswirtschaftliche Prinzip der 
Skaleneffekte. Sie können umso effi  zien -
ter erbracht werden, je größer die Anzahl 
der Leistungen ist, da mit der Vergröße-
rung der Leistungsmenge durch Fixkos-
tendegression und Lerneffekte die Stück-
kosten der Leis tungserbringung sinken.
Wesentlich ist die Abgrenzung der unter-
stützenden Prozesse von den Kernpro-
zessen der jeweiligen Verwaltungs be-
hörde, die für eine Aufgabenwahrneh-
mung durch Shared Service Center nicht 
infrage kommen.
Eine von der Universität Erlangen-Nürn-
berg und KPMG durchgeführte Studie zu 
Shared Service Centern bei deutschen 
Großunternehmen zeigt, dass vor allem 
Prozesse aus den Bereichen Personal 
und Soziales, Rechnungswesen, Finan-
zen sowie der internen Beschaffung 
verstärkt in ein Shared Service Center 
übertragen wurden bzw. zukünftig noch 
übertragen werden sollen.2 
Erfahrungen in Großbritannien
Als Vorreiter bei der Etablierung von 
Shared Service Centern im öffentlichen 
Sektor gilt insbesondere die britische 
Verwaltung. Ausgangspunkt für die seit 
einigen Jahren stattfi ndende umfang-
reiche Einrichtung von Shared Service 
Centern war hierbei der „Gershon-Re-
port“, der im Jahre 2004 von der bri-
tischen Regierung in Auftrag gegeben 
wurde. Auf Basis der Empfehlungen des 
Reports verabschiedete die Regierung 
Ende des Jahres 2004 eine umfassende 
Strategie zur Einführung von Shared Ser-
vice Centern mit dem Ziel der Effi zienz-
steigerung. Das Cabinet Offi ce bezifferte 
das mögliche Einsparpotenzial für die 
Querschnitts bereiche Finanzen und Per-
sonalmanagement auf 1,4 Milliarden 
Pfund pro Jahr. Alle britischen Ministe-
rien und Behörden sind seitdem dazu an-
gehalten, die Kosten für Querschnittsauf-
gaben zu reduzieren. Die Einrichtung von 
Shared Service Centern wird dabei als 
ein zielführendes Instrument betrachtet, 
auch wenn das National Audit Offi ce im 
November 2007 deutliche Kritik an der 
Herleitung der erwarteten Einsparsumme 
äußerte, die zahlreiche Unwägbarkeiten 
offenbare. Bis zum März 2007 konnten 
die Ministerien und ihre nachgeordneten 
Behörden demnach über Einsparungen 
in Höhe von 315 Millionen Pfund für die 
Querschnittsbereiche Finanzen und Per-
sonalmanagement berichten. Dabei ist 
unklar, welcher genaue Anteil auf die 
Einrichtung von Shared Service Centern 
zurückzuführen ist.3
Erste Erfahrungen aus bereits bestehen-
den Shared Services im Gesundheits- 
2   Vgl. Jochen R. Pampel/Thomas M. Fischer (2007): Shared Service 
Center Controlling – Ergebnisse einer empirischen Untersuchung. 
https://www.kpmg.de/docs/Shared_Service_Center_Controlling.pdf.
3   Vgl. National Audit Offi ce (2007): Improving corporate functions 
using shared services. Report by the Controller and Audit General. 
HC 9 Session 2007–2008.
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und Justizvollzugsbereich deuten darauf 
hin, dass infolge der benötigten Anschub-
fi nanzierungen Einsparungen erst nach 
frühestens fünf Jahren erwartet werden 
können. Wie bei vielen größeren Trans-
formationsprojekten ließen sich insbe -
son dere in der Anfangszeit außerdem 
ope rative Schwierigkeiten sowie erheb-
liche Akzeptanzprobleme beobachten.
Zur besseren Strukturierung der verschie-
denen Strategien wurden die mehr als 
1.300 britischen Verwaltungseinheiten in 
neun verschiedene Sektoren eingeteilt, 
die bis zum Januar 2007 jeweils einen 
Sektorplan zur Einrichtung von Shared 
Services veröffentlichten. Im Cabinet 
Offi ce wurde ein Shared Service-Team 
gebildet, das die einzelnen Sektoren bei 
der Umsetzung und Koordinierung der 
Shared Service-Initiativen unterstützen 
soll. Bei der Ausgestaltung der Shared 
Service Center haben die verschiedenen 
Sektoren großen Spielraum. Unterschied-
liche Ansätze existieren daher bei dem 
Grad der Freiwilligkeit des Bezugs von 
Shared Services und bei Fragen des 
Verrechnungsmecha nismus. 
In Einzelfällen wurden auch sektorüber-
greifende Shared Service Center einge-
richtet. Als ein Beispiel hierfür gilt der 
„Public Sector Flex Contract“, der im Juni 
2007 vom Cabinet Offi ce abgeschlossen 
wurde und allen öffentlichen Organisa-
tionen den Bezug von Dienstleistungen 
im Bereich Informations- und Kommuni-
kationstechnik (IuK) ermöglicht. In Nord-
irland besteht für den gesamten öffent-
lichen Dienst ein Shared Service Center, 
das einzelne Aufgaben des Personal-
managements wahrnimmt.
Auch im Kommunalbereich gibt es in 
Großbritannien zahlreiche Shared Ser-
vice-Initiativen, teilweise sind diese auch 
als Kooperationsprojekte verschiedener 
Kommunen ausgestaltet.
Erfahrungen in Deutschland
In der Bundesverwaltung werden Dienst-
leistungen bereits seit Längerem ge-
bündelt. Zentrale Dienstleister sind bei-
spielsweise die Bundesanstalt für Immo-
bilienaufgaben im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums der Finanzen oder 
das Beschaffungsamt sowie das Bun-
desverwaltungsamt im Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums des Innern. Letz-
teres bietet eine Reihe von Leistungen 
aus den Bereichen Organisation, Perso-
nal, Haushalt/Finanzen, Controlling/KLR, 
Justiziariat oder Innenrevision als Dienst-
leister für den Bund an.
Mit dem Regierungsprogramm „Zukunfts-
orientierte Verwaltung durch Innovatio-
nen“ vom September 2006 hat die Bun-
desregierung den Auf- und Ausbau von 
Kompetenz- und Dienstleistungszentren 
(Shared Service Center) zu einem Kern-
projekt erklärt. Ziel ist es, bis spätestens 
Ende des Jahres 2009 den Bundes -
mi nisterien und deren Geschäftsberei-
chen die Möglichkeit zu eröffnen, für 
ihre Querschnittsfunktionen verwaltungs-
interne Dienst leistungen von Dienstleis-
tungszen tren (DLZ) zu beziehen. Auf diese 
Weise können Qualitäts- und Effi zienz-
gewinne erzielt werden. In der ersten Pro-
jektphase „Ist-Analyse & Bench marking“ 
wurden bei elf teilnehmenden Behörden 
und sechs unterstützenden Dienstleis-
tern mit Hilfe von Fragebögen und Inter-
views u.a. Prozesskennzahlen in den Be-
reichen Haushalts-, Personal- und Be-
schaffungswesen ermittelt, um eine erste 
Einschätzung zu möglichen Effi zienz-
potenzialen zu gewinnen. In der sich 
anschließenden Projektphase wurden 
DLZ-Geschäftsmodelle für die genann-
ten Bereiche entwickelt, ein modellhafter 
Umsetzungsplan (Masterplan) erarbeitet 
und eine erste Wirtschaftlichkeitsberech-
nung durchgeführt. In der Machbarkeits-
studie werden als strategische Option 
beispielsweise für den Bereich Haushalt 
je ein DLZ für die am Projekt beteiligten 
Ressorts sowie Anschlussmöglichkeiten 
für andere Ressorts vorgeschlagen. Für 
den Bereich Beschaffung wiederum sind 
meh rere DLZ ressortübergreifend mit 
Spartenorientierung (Beschaffungsseg-
mente) vorgesehen. 
Aktuell werden im Projekt DLZ für die 
zitierten Bereiche Piloten initiiert, die 
noch in diesem Jahr an den Start gehen 
sollen. Weiterhin wird an der erforder-
lichen Detailkonzeption gearbeitet.
Auf Landesebene existiert u.a. mit Data-
port ein Dienstleister für Informations- 
und Kommunikationstechnik der öffent-
lichen Verwaltung. Die per Staatsvertrag 
gegründete Anstalt des öffentlichen 
Rechts hat als Träger die Freie und Han-
sestadt Hamburg und das Land Schles-
wig-Holstein sowie die Freie Hansestadt 
Bremen und das Land Mecklenburg-Vor-
pommern.
Auf kommunaler Ebene sind Shared 
Service Center eine eher noch wenig ver-
breitete Organisationsform. In Nordrhein-
Westfalen startete 2007 die Stadt Hü-
ckeswagen gemeinsam mit zwei weite-
ren Städten und einer Gemeinde das 
Modellprojekt „Shared Services“. Ziel 
des Projekts ist es zu analysieren, welche 
Verwaltungsaufgaben in Shared Service 
Centern zusammengefasst werden kön-
nen. Zunächst wurden in einem ersten 
Projektabschnitt drei Felder ausgewählt, 
die auf ihre Eignung hin untersucht wer-
den sollen. Dazu gehören das Beschaf-
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fungs management, Gebäudemanage-
ment sowie die Bauhöfe. In einem ersten 
Schritt der Analyse zeigte sich beispiels-
weise für das Beschaffungsmanagement, 
dass u.a. derzeit bestehende unterschied-
liche kommunale Vergabeordnungen bei 
einer Bündelung zu berücksichtigen und 
zu vereinheitlichen sind. Nach Abschluss 
der Analysephase sind als weitere Pro-
jektschritte die Konzeption und Realisie-
rung vorgesehen. 
Ein weiteres Projekt, das durch das In-
nenministerium Nordrhein-Westfalen be-
gleitet wird, ist das gemeinsame Shared 
Service Center „Digitale Postbearbei-
tung“ des Kreises Soest, des Märkischen 
Kreises und der Städte Lippstadt und 
Soest. Ziel ist die Erarbeitung einer orga-
nisatorischen und technischen Lösung, 
die es ermöglichen soll, den Postein- und 
-ausgang gemeinsam und in digitaler 
Form abzuwickeln. Bei dem Projekt wer-
den nicht nur Leistungen gebündelt, son-
dern die Optimierung der Prozesse unter 
Einbezug von IT genutzt.
Erfahrungen in der Schweiz
Die Schweizer Verwaltungseinheiten 
konzentrierten sich zunächst vor allem 
auf die Bündelung der IT-Aufgaben. Mit 
der Reorganisation der Bundesinformatik 
wurden die zahlreichen IT-Leistungser-
bringer auf einige wenige konzentriert. 
Die aktuellen Bemühungen gehen darü-
ber hinaus und zielen darauf ab, die Pro-
zesse in den Bereichen Finanz- und Rech-
nungswesen sowie Personalwesen durch 
die Bündelung in Shared Service Centern 
zu vereinheitlichen und zu optimieren. 
Vor diesem Hintergrund hat das Eidge-
nössische Finanzdepartement im Jahre 
2004 eine Machbarkeitsstudie durchge-
führt. Die im März 2005 abgeschlossene 
Studie sollte in erster Linie darlegen, ob 
Qualität und Wirtschaftlichkeit der Unter-
stützungsprozesse Finanzen und Perso-
nalwesen gesteigert werden können, um 
die Sparvorgaben der Bundesverwaltung 
zu unterstützen. Zudem widmete sie sich 
der Frage, welche Prozesse zentral und 
welche dezentral bearbeitet, wie die 
Organisation ausgestaltet respektive wo 
sie organisatorisch angebunden werden 
sollte. Die Studie zeigt auf, dass grund-
sätzlich viele der unterstützenden Perso-
nal- und Finanz prozesse des Eidgenös-
sischen Finanzdepartements innerhalb 
eines Shared Service Centers abgewi-
ckelt werden könnten. In Bezug auf die 
Organisation und personellen Ressour-
cen wird empfohlen, dass die organi -
sa torische Anbindung an die Fachämter 
Eidgenössi sches Personalamt und Eidge-
nössische Finanzverwaltung erfolgen 
sollte. Durch die konsequente Zentralisie-
rung von unterstützen den Prozessen in 
einem Shared Service Center könne von 
einem Optimierungspotenzial von 20 Pro-
zent ausgegangen werden. Dies käme 
vor allem aufgrund der Vereinfachung, 
Standardisierung und Optimierung der 
Prozesse und der steigenden Spezialisie-
rung der Mitarbeiten den zustande.
Aufbauend auf der Machbarkeitsstudie 
wurde im August 2006 ein Shared Ser-
vice Center-Projekt im Finanzdeparte-
ment gestartet. Dabei wurden zunächst 
Finanz- und Personalprozesse der Ver-
waltungseinheiten des Finanzdeparte-
ments einer umfangreichen Analyse un-
terzogen. In beiden Teilbereichen wurden 
die Unterstützungsprozesse vereinheit-
licht und standardisiert. Auf Basis der 
Analysearbeiten wurde defi niert, welche 
Prozesse grundsätzlich lokal bei den Ver-
waltungseinheiten verbleiben und wel-
che in einem Shared Service Center zen-
tralisiert werden sollten. Die Dienstleis-
tungszentren Finanzen und Personal sind 
seit Herbst 2007 operativ tätig. 
Ausblick
Verwaltungsreformen werden in Zukunft 
verstärkt dadurch gekennzeichnet sein, 
dass Leistungen nach Front und Back 
Offi ce-Funktionen differenziert werden. 
Dabei kommt dem Shared Service Cen-
ter als Ansatz zur Qualitäts- und Effi zienz-
steigerung im technischen bzw. Back 
Offi ce-Bereich eine herausragende Be-
deutung zu. Durch Standardisierung, Aus-
lagerung und Zentralisierung von Back 
Offi ce-Funktionen können die öffentlich-
rechtlichen Institutionen die Ressourcen 
mobilisieren, die sie benötigen, um ihre 
Kernaufgaben individuell auf den Bürger 
zuzuschneiden und dezentral vor Ort zu 
erbringen.
Kritische Erfolgsfaktoren bei der Einrich-
tung und Organisation von Shared Ser-
vice Centern sind insbesondere der 
Abschluss von Leistungsvereinbarungen 
und die Formulierung von Leistungs indi-
katoren, um die vermuteten Effi zienzge-
winne auch tatsächlich zu realisieren. Es 
bleibt fraglich, ob es sinnvoll ist, verschie-
dene Shared Service Center für eine Auf-
gabe vorzuhalten – was Wettbewerb er-
möglichen würde – oder eine volle Zen-
tralisierung herbeizuführen. p
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Reformen der Arbeitsverwaltung 
– eine vergleichende Perspektive
Im Fokus
Ausgangslage
Der Grundgedanke der unterschiedlichen 
Reformbemühungen ist der Wandel vom 
„Leistungsstaat“ zum „Gewährleistungs-
staat“, d.h. die Idee, möglichst viel der 
Leistungsverantwortung an private Dritte 
oder zumindest an dezentrale öffentliche 
Träger zu delegieren und dem Staat nur 
noch die Gewährleistungsverantwortung 
in Form eines Rahmenrechts, der Finan-
zierung und der Qualitätskontrolle zu 
übergeben. In einer Mehrzahl der Länder 
gibt es daher eine Tendenz zu einer stär-
keren (Teil-)Privatisierung auch von Kern-
bereichen der Arbeitsvermittlung über 
das „contracting out“ an private (kommer-
zielle oder gemeinnützige) Anbieter.
Zudem wird mit dem Gewährleistungs-
staat die normative Idee der Selbstregu-
lierung verbunden, die den Bürgern nicht 
nur mehr Teilhabe an der Defi nition und 
Erfüllung des Gemeinwohls zugesteht, 
sondern auch mehr Eigenverantwortung 
vorsieht. Eng verbunden mit der Forde-
rung nach mehr Eigenverantwortung ist 
das Konzept der Aktivierung. Danach sol-
len arbeitsmarktpolitische Programme so 
angelegt sein, dass sie Eigenleistungen 
und präventive Anstrengungen der Bür-
ger stimulieren – dies vor allem dort, wo 
es um die Integration in Erwerbsarbeit 
geht. Bei staatlichen Leistungen werden 
Gegenleistungen der empfangenden Bür-
ger als legitim angesehen, d.h. der Bezug 
von Transferleistungen wird zunehmend 
an die Erfüllung der Pfl icht zur Arbeits-
suche geknüpft.
Niederlande – Privatisierung und 
Dezentralisierung
In den 70er-Jahren kam es in den Nieder-
landen zu einem rasanten Anstieg der 
Arbeitslosigkeit, die im Jahr 1983 ihren 
Höhepunkt erreichte. Die Arbeitslosen-
quote lag bei 9,2 Prozent und war damit 
mehr als acht Prozentpunkte höher als im 
Jahr 1970. In der Folge kam es neben Ver-
ein ba run gen wie Lohnzurückhaltung, Ar-
beitszeitverkürzung und mehr Flexibilität 
Trotz gesunkener Arbeitslosenzahlen, der deutlichen Reduzierung des Bei-
trags zur Arbeitslosenversicherung sowie zahlreicher Reformbemühungen in 
den vergangenen Jahren nimmt die Kritik an der Organisation der Arbeitsver-
waltung in Deutschland nicht ab. So werden immer wieder die vollständige 
Abschaffung der Bundesagentur für Arbeit und die Privatisierung oder Kom-
munalisierung der aktiven Arbeitsmarktpolitik gefordert. Auch in anderen 
OECD-Staaten ist die Neustrukturierung der Arbeitsverwaltung seit geraumer 
Zeit Bestandteil der Reformagenda. Im Folgenden sollen die Grundzüge der 
Reformbemühungen in den Niederlanden, Großbritannien und Deutsch land 
dargestellt und abschließend einer Analyse hinsichtlich ihrer Erfolgsbedin-
gungen unterzogen werden.
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auf dem Arbeitsmarkt auch zu einer orga-
nisatorischen Neuausrichtung der Arbeits-
verwaltung. 
Mit der Organisationsreform im Jahr 
2001 wurden die Arbeits- und Sozial-
ämter in den neu gegründeten Zentren 
für Arbeit und Einkommen (Centrum voor 
Werk en Inkomen – CWI) zusammenge-
legt und somit ein einheitlicher Zugang 
zum Ver sicherungs- und Hilfesystem im-
plementiert. Ziel war die Schaffung einer 
„One-Stop-Agency“ für alle Transferbe-
zieher (Arbeitslose, Erwerbsunfähige, 
Sozialhilfeempfänger). Die 131 CWI un-
terstehen unmittelbar der Zentralorgani-
sation für Arbeit und Einkommen des Ar-
beitsministeriums. Die CWI überprüfen 
den Leistungsanspruch sowohl auf Ver-
siche rungs leistungen als auch auf Sozial-
hilfe und schätzen die Möglichkeit der 
Vermittelbarkeit der Arbeitsuchenden ein 
(„profi ling“). Die Anträge werden nach 
Prüfung der Unterlagen an den zustän-
digen Leistungsträger weitergeleitet, die 
Zahlung erfolgt weiterhin durch die Sozial-
ver sicherungsträger, soweit es sich um 
Versicherungsleistungen handelt, bzw. 
durch die Kommunen im Falle der Sozial-
hilfe. Die CWI vermitteln selbst nur noch 
„arbeitsmarktnahe“ Erwerbslose und ver-
weisen die „schwereren Fälle“ entspre-
chend dem Leistungsanspruch an die 
Träger der Sozialversicherung bzw. an die 
Kommunen, die wiederum Private mit 
der Vermittlung der Arbeitsuchenden be-
auftragen („contracting out“). Waren die 
Kommunen anfangs verpfl ichtet, mindes-
tens 70 Prozent ihrer Vermittlungs- und 
Integrationsleistungen an private Anbie-
ter auszuschreiben, können sie seit 2006 
auch wieder selbst Arbeitsvermittlungs-
dienstleistungen erbringen. Die oben ste-
hende Grafi k verdeutlicht das System der 
Arbeitsverwaltung in den Niederlanden.
Zur Wiedereingliederung in den Arbeits-
markt werden die Leistungsempfänger 
sogenannten Reintegrationsprojekten zu-
geordnet. Dies sind Handlungspläne, die 
z.B. Beratungsgespräche, Schulun gen, 
Sprachkurse oder Arbeitsgelegenhei ten 
kombinieren. Für Personen, die nicht 
ohne Weiteres wieder in den Arbeits-
markt integriert werden können, besteht 
die Möglichkeit, gemeinnützige Aktivitä-
ten („soziale Aktivierung“) zu verrichten.
 
Großbritannien – Zentralisierung 
und Kontraktmanagement
In Großbritannien begann im Jahr 2001 
die grundlegende Umstrukturierung der 
Arbeits- und Sozialverwaltung. Arbeits-
vermittlung und Leistungsbehörde wur-
den auf ministerieller Ebene im neu ge-
schaffenen „Department for Work and 
Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Regina Konle-Seidl: Arbeitsvermittlung zwischen Zentralisierung, Kommunalisierung und 
Privatisierung. In: Wirtschaftsdienst 2005, Nr. 9.
Arbeitsministerium
Sozialversicherungsträger
Kommunen
Private und gemeinnützige Anbieter
• Case Management
• Vermittlung/Integration der marktfernen Kunden
Öffentliche „Rest“-Arbeitsverwaltung (CWI)
als One-Stop-Shop zuständig für
• Überprüfung des Leistungsbezugs
• Profiling
• Vermittlung der marktnahen Kunden
Steuerung über Zielvereinbarungen Steuerung über Verträge
Pensions“ (DWP) zusammengeführt. Auf 
der operativen Ebene wurden die „Job-
Centre Plus“ als einheitliche Anlaufstelle 
für alle Empfänger von Sozialleistungen 
geschaffen (Arbeitslosengeld, Erwerbs-
unfähigkeit, Sozialhilfe). Im Rahmen der 
„Welfare-to-Work“-Politik (Arbeit statt 
Sozialleistungen) der britischen Regie-
rung zielt die Organisationsreform in Groß-
britannien in erster Linie auf die Aktivie-
rung der Erwerbslosen ab.
Die Organisationsreformen in Großbritan-
nien sind durch ein hohes Maß an Zentra-
lität und Einheitlichkeit geprägt. Die Rolle 
der Kommunen ist eher unbedeutend, da 
die Zuständigkeit für Fürsorgeleistungen 
traditionell auf der zentralen Ebene ange-
siedelt ist. 
Das britische System des „Public Employ-
ment Service“ stellt sich nach der Re-
form als zentral verwaltetes, durch Kon-
trakte mit der Regierung gesteuertes 
„One-Stop-Shop“-Modell dar, das für alle 
Bezieher von Sozialleistungen im erwerbs-
fähigen Alter zuständig ist. Die Feinsteu-
erung des Budgets der Arbeitsagenturen 
erfolgt über Zielvereinbarungen („Public 
Service Agreements“) zwischen dem 
DWP und den „JobCentre Plus“.
Im Gegensatz zu den Niederlanden hat in 
Großbritannien eine fl ächendeckende 
Pri vatisierung nicht stattgefunden. Aller-
dings wurden in zunächst sechs beson-
ders strukturschwachen Regionen im 
Jahre 2000 vom DWP als Modellprojekt 
„Employment Zones“ geschaffen, in de-
nen die Verantwortung für die Einglie-
derung von Langzeitarbeitslosen jeweils 
einer privaten Eingliederungsgesellschaft 
übertragen wurde. Diese Strategie wurde 
zwischen 2003 und 2004 auf insgesamt 
15 Regionen ausgeweitet. Dabei wurden 
in sechs der „Employment Zones“ meh-
rere Anbieter beauftragt, um den Wett-
bewerb zu stärken. 
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Die aktive Arbeitsmarktpolitik in Großbri-
tannien steht unter dem Grundsatz „Wel-
fare-to-Work“. Umgesetzt wird dieses 
Konzept durch die landesweite Imple-
mentation der Programme des „New 
Deal“. Alle New Deal-Programme beste-
hen nicht aus einer einzigen arbeitsmarkt-
politischen Maßnahme, sondern stellen 
eine Abfolge von Maßnahmen und Akti-
vitäten für den Arbeitssuchenden dar. Zu 
nennen sind hierbei intensives Fallma-
nagement, Monitoring der Arbeitsuche 
und der Abschluss von Handlungsplänen 
ebenso wie Arbeitsgelegenheiten, Lohn-
subventionierung oder Trainingsmaßnah-
men. Vermittlungshemmnisse, die die 
Aufnahme einer Arbeit behindern, sollen 
durch die Zuweisung in Integrationspro-
gramme beseitigt werden. Seit der Ein-
führung des New Deal 1997 gibt es mitt-
lerweile sieben Einzelprogramme, wobei 
aber nur der New Deal for Young People 
und der New Deal for Long-Term Un-
employed verpfl ichtend sind.
Deutschland zwischen Zentra-
lisierung und Kommunalisierung
In der Bundesrepublik stellen die vier Ge-
setze zur Umsetzung der Empfehlungen 
der nach ihrem Vorsitzenden benannten 
Hartz-Kommission in Verbindung mit den 
ergänzenden Reformen des Regierungs-
programms „Agenda 2010“ die bedeu-
tendsten Maßnahmen zur Reform der 
Arbeitsmarktpolitik dar.
 
Das Reformpaket umfasst im Wesent-
lichen drei Bausteine:
1.  Die begrenzte Flexibilisierung des Ar-
beitsmarktes durch die Aufhebung von 
Restriktionen bei der Zeitarbeit, bei 
den Minijobs und selbstständigen Tä-
tigkeiten sowie eine begrenzte Locke-
rung des Kündigungsschutzes.
2.  Einen grundlegenden Umbau der Ar-
beitsvermittlung und der Instrumente 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Dies 
äußert sich einerseits in der Reorgani-
sation von Strukturen und Prozessen 
der Bundesagentur für Arbeit unter Be-
schränkung der Sozialpartner auf die 
Aufsichtsfunktion sowie der stärkeren 
Nutzung externer Dienstleister. Weiter-
hin wurden ziel- und wirkungsorien-
tierte Steuerungsinstrumente ein-
geführt. Andererseits wurde das Re-
pertoire der arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente weitreichenden Verände-
rungen unterworfen. Dazu zählen ins-
besondere die Einführung des Ver-
mittlungsgutscheins zur Einschaltung 
privater Vermittlung, die gezielte er-
folgsorientierte Vergabe von Maß-
nahmen der berufl ichen Weiterbil-
dung über den Bildungsgutschein 
und die starke Ausweitung der geför-
derten selbstständigen Erwerbstätig-
keit („Ich-AG“).
3.  Den Übergang von einer auf Absiche-
rung über Transferleistungen gegrün-
deten Strategie hin zum Prinzip des 
„Förderns und Forderns“. Dabei sind 
vor allem die Kürzung der Bezugsdauer 
von Arbeitslosengeld I für Ältere von 
32 auf 18 Monate, die Zusammenfüh-
rung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe 
zum neuen Arbeitslosengeld II und die 
stärkere Aktivierung der Leistungsbe-
zieher, vor allem der Langzeitarbeits-
losen (Zumutbarkeitsregelungen), her-
vorzuheben.
Trotz entsprechender Empfehlungen der 
Hartz-Kommission konnte eine „One-
Stop-Agency“-Lösung für alle Arbeitsu-
chenden – unabhängig von ihrer fi nanzie-
rungsseitigen Zuordnung – in Deutsch-
land nicht durchgesetzt werden. Vielmehr 
existiert in Deutschland mittlerweile eine 
Trennung in zwei Geschäftssysteme für 
die Arbeitslosen aus dem Versicherungs-
kreis (Arbeitslosengeld I) und für Arbeits-
lose aus dem Grundsicherungssystem 
(Arbeitslosengeld II). Die Bezieher von 
Arbeitslosengeld I werden durch die Bun-
desagentur für Arbeit in den neu geschaf-
fenen Kundenzentren betreut. In den Kun-
denzentren sind Leistungsberechnung 
und Vermittlungstätigkeit funktional ge-
trennt, um eine stärkere Konzentration 
auf die integrationsorientierten Aktivitä-
ten zu gewährleisten. 
Das aus der Zusammenlegung von 
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe hervor-
gegangene Grundsicherungssystem (Ar-
beitslosengeld II) wird im Regelfall durch 
Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) beste-
hend aus Bundesagentur für Arbeit und 
Kommune administriert. Dabei existiert 
eine klar geregelte Trennung zwischen 
den Zuständigkeiten für verschiedene 
Aufgaben innerhalb der ARGE (vgl. Ta-
belle).
Zuständigkeiten in einer Arbeitsgemeinschaft (ARGE)
Zuständigkeit der Kommune Zuständigkeit der Bundesagentur für Arbeit
Leistungen für Unterkunft und Heizung Arbeitslosengeld II
Spezielle Eingliederungsleistungen 
(Kinderbetreuung, Schuldner- und 
Suchtberatung, psychosoziale Betreuung)
Eingliederungsleistungen
(Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Einglie-
derungszuschuss, Trainingsmaßnahmen)
Leistungen für Erstausstattungen für Wohnung 
und Bekleidung sowie für mehrtägige 
Klassenfahrten
Alle übrigen Leistungen der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende
Quelle: eigene Darstellung
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Innerhalb des Grundsicherungssystems 
besteht darüber hinaus eine Trennung in 
365 ARGEn (bestehend aus Mitarbeitern 
der Bundesagentur für Arbeit und der 
Kommunen) sowie 69 Optionskommu-
nen (komplett kommunale Aufgabenwahr-
nehmung). Dazu gibt es 19 Modelle ge-
trennter Aufgabenwahrnehmung, wenn 
sich Bundesagentur und Kommunen nicht 
auf eine Arbeitsgemeinschaft verständi-
gen konnten.
Ausblick
Alle drei betrachteten Länder stehen vor 
der Herausforderung, die Notwendigkeit 
zentraler Vorgaben mit den erforderlichen 
dezentralen Entscheidungsspielräumen 
einer kommunalen, föderalen bzw. priva-
tisierten Umsetzung zu verknüpfen (verti-
kale Koordination). 
Nach den Erfahrungen in Großbritannien 
und den Niederlanden ist die Integration 
verschiedener Dienstleistungen (Leis-
tungsgewährung, Betreuung und Vermitt-
lung) in einheitlichen Anlaufstellen („One-
Stop-Shops“) eine effi zientere Form der 
Leistungserbringung als eine nach ver-
schiedenen Funktionen getrennte Form. 
In Deutschland ist es trotz entspre-
chender Konzepte bisher nicht gelungen, 
eine einheitliche Anlaufstelle für alle Er-
werbslosen zu etablieren. Die vorliegen-
den Befunde verweisen insbesondere 
bei der Ausgestaltung der Kundenzent-
ren auf Verbesserungen in der Arbeits-
vermittlung. So seien beim Arbeitgeber-
service, bei der Betreuung der Erwerbs-
losen sowie zum Teil bei den eingesetzten 
Instrumenten Verbesserun gen erkenn-
bar. 
Problematisch sind und bleiben jedoch 
die Zentralisierungstendenzen der Bun-
desagentur für Arbeit, die durch Zielvor-
gaben die Gestaltungsmöglichkeiten der 
Arbeits agen turen vor Ort deutlich be-
schränken. Nach wie vor kompliziert ge -
staltet sich die Organisation der Grund-
sicherung für Arbeitslose (Arbeitslosen-
geld II). Die Ko ope ration der Bundes agen-
tur für Arbeit und der Kommunen in den 
ARGEn verursacht zahlreiche Koordina-
tionspro bleme. 
Die ursprüngliche Intention der Hartz-
Kommission, alle Akteure und Kräfte 
unter einem Dach zu bündeln, um „Ver-
schiebebahnhöfe“ zu verhindern, Schnitt-
stellen abzubauen, Synergien zu ermögli-
chen und somit Vermittlungseffekte zu 
maximieren, ist damit in sein Gegenteil 
verkehrt worden. Dieses paradoxe Ergeb-
nis ist Folge der parlamentarischen Ver-
mittlungsprozesse der Jahre 2004 und 
2005 und der bis dato nicht gelösten 
Kontroverse über Zentralisierung oder 
Regionalisierung der Arbeitsmarktpolitik. 
Die Aufga benwahrnehmung in Form von 
ARGEn wurde Ende 2007 durch das Bun-
desverfassungsgericht als nicht grund-
gesetz kon form verworfen. Somit ist eine 
Neu regelung notwendig. 
In allen drei Ländern zeichnen sich die 
Reformmaßnahmen durch eine neue Ba-
lance von „Rechten und Pfl ichten“ bzw. 
von „Fordern und Fördern“ aus. Dabei 
wurden die Systeme der Lohnersatzleis-
tungen verändert bzw. zurückgenom-
men, während sowohl der Arbeitszwang 
verschärft als auch Maßnahmen zur Ar-
beitsmarktbefähigung mit dem Ziel der 
zunehmenden Arbeitsmarktintegration 
aus gebaut wurden. Jugendliche und Lang-
zeitarbeitslose sind dabei die wichtigste 
Zielgruppe von Aktivierungsmaßnahmen.
Der Vergleich von Aktivierungsstrategien 
zur Integration von erwerbsfähigen Hilfe-
beziehern in den Arbeitsmarkt zeigt wei-
terhin, dass alle Länder auf eine „work 
fi rst“-Politik setzen. Dies bedeutet, dass 
Arbeit nicht nur der Vorzug vor passiven 
Hilfeleistungen („from welfare to work“) 
gegeben wird, sondern die rasche Inte-
gration in reguläre Arbeit die Ausrichtung 
der Instrumente bestimmt. 
Die angebotenen Maßnahmen und Pro-
gramme zur Aktivierung können in vier 
Kategorien eingeteilt werden:
1.  Beratung, Monitoring und Vermittlung,
2.  Qualifi zierungs- und Trainingspro-
gramme,
3.  Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen oder 
Arbeitsgelegenheiten in öffentlichen 
oder privaten Unternehmen,
4.  die Subventionierung von Löhnen.
Als besonders wirksam haben sich dabei 
ein professionelles und unterstützendes 
Fallmanagement mit intensiver Betreu-
ung der Arbeitsuche erwiesen. Weiterhin 
hat Lohnsubventionierung einen starken 
positiven Effekt auf die Reduktion der 
Arbeitslosenzahlen.
Sowohl Großbritannien wie auch die Nie-
derlande zeichnen sich darüber hinaus 
durch die Anwendung von Privatisierungs-
elementen aus, ohne jedoch eine eigen-
ständige öffentliche Arbeitsvermittlung 
vollständig aufzugeben. Bei diesen beiden 
Ländern fällt des Weiteren als Gemein-
samkeit auf, dass der Privatisierungsan-
satz auf die Gruppe der marktfernen Er-
werbslosen ausgerichtet worden ist und 
nicht auf die leichter zu vermittelnden 
marktnahen Kunden. In Deutschland sind 
private Elemente der Vermittlung insbe-
sondere durch die Einführung von Vermitt-
lungsgutscheinen sowie durch die Aus-
schreibung von Eingliederungsleistungen 
gestärkt worden, Deutschland ist in die-
sem Bereich jedoch zögerlicher als die 
beiden anderen betrachteten Länder. p
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Corporate Governance
Regierungskommission 
beschließt Änderungen am 
Corporate Governance Kodex
Die Regierungskommission Deutscher 
Corporate Governance Kodex hat in ihrer 
Plenarsitzung vom 6. Juni 2008 Anpas-
sungen des Kodex vorgenommen. Damit 
sollen u. a. die Verantwortung des Ge-
samt-Aufsichtsrats bei Fragen der Vor-
standsvergütung gestärkt und Anre-
gungen zur Deckelung bei Abfi ndungen 
(„Abfi ndungs-Cap“) zur Empfehlung auf-
gewertet werden. 
So soll in Zukunft das Aufsichtsrats ple-
num das Vergütungssystem für den Vor-
stand einschließlich der wesentlichen Ver-
 tragselemente beschließen (so Ziffer 
4.2.2). Damit soll nach den Worten des 
bisherigen Kommissionsvorsitzenden der 
Aufsichtsrat als Gesamtorgan „noch mehr 
als bisher in die Pfl icht genommen“ 
werden. Fragen der Vorstandsvergütung 
gehörten in die originäre Zuständigkeit 
des Aufsichtsratsplenums. Würde dieses 
seine Verantwortung sachgerecht wahr-
nehmen, erübrigten sich weitergehende 
gesetzliche Regelungen. Die im Vorjahr 
be schlossenen Anregungen zum Abfi n-
dungs-Cap werden zu Empfehlungen 
aufgewertet, deren Befolgung nunmehr 
im Rahmen der Entsprechenserklärung 
von Vorstand und Aufsichtsrat nach 
§ 161 AktG offenzulegen ist (so Ziffer 
4.2.3 Abs. 4 und 5).
Weiterhin hat die Kommission die Anre-
gung zu unterschiedlichen Wahlterminen 
für Aufsichtsratsmitglieder (Ziffer 5.4.6) 
gestrichen und eine neue Empfehlung 
aufgenommen, nach der der Aufsichtsrat 
auch Halbjahres- und Quartalsberichte 
vor der Veröffentlichung mit dem Vorstand 
erörtern soll (neuer Satz 2 in Ziffer 7.1.2). 
Die Regierungskommission hat sich nach 
eigenem Bekunden auch mit den Aus-
wirkungen des jüngst vorgelegten Regie-
rungsentwurfs des Bilanzrechtsmoderni-
sierungsgesetzes auf den Kodex befasst. 
Eventuelle Anpassungen des Kodex wür-
den aber erst nach der Verabschiedung 
des Gesetzes vorgenommen.
Der Vorsitzende der Regierungskommis-
sion, Gerhard Cromme, hat den Vorsitz 
unterdessen niedergelegt und ist aus der 
Kommission ausgeschieden. Den Vorsitz 
hat Klaus-Peter Müller, der Aufsichtsrats-
vorsitzende der Commerzbank AG, über-
nommen. 
Die weiteren personellen Veränderungen der 
Kom mission sowie der aktualisierte Wortlaut 
des Deutschen Corporate Governance Kodex 
sind auf der Website der Regierungskommis-
sion zu fi nden: 
www.corporate-governance-code.de p
Verwaltungsmodernisierung
Eckpunkte zur Modernisierung der 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen
Die Vorsitzenden der Föderalismusreform-
kommission II haben am 23. Juli 2008 
ein gemeinsames Eckpunktepapier zur 
Reform der Finanzverfassung vorgelegt. 
Neben der Frage einer „Schulden-
schranke“ und dem Umgang mit den Alt-
schulden geht es insbesondere um das 
Thema der Steuerautonomie und eine 
verbesserte Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern bei Verwaltungsfragen.
Schuldengrenze
  Für Bund und Länder soll es künftig 
einheitliche Schuldenregeln geben, die 
im Grundgesetz und in den Länderver-
fassungen festgelegt sind. Einen struk-
turell ausgeglichenen Haushalt sollen 
Bund und Länder in einem „Mehrjah-
reszeitraum“ erreichen. Offen ist bis-
lang noch, ob während der Phase des 
Haushaltsausgleichs in geringem Maße 
neue Kredite aufgenommen werden 
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denden Anstalt öffentlichen Rechts wahr-
genommen. Diese Grundsatzentschei-
dung wurde am 27. Mai durch das Kabi-
nett getroffen. An der Anstalt sollen sich 
neben dem Land Schleswig-Holstein 
auch die Kammern und die kommunalen 
Spitzenverbände beteiligen. 
Nach der EU-Dienstleistungsrichtlinie 
sollen die Aufnahme und Ausübung von 
Dienstleistungstätigkeiten künftig deut-
lich erleichtert werden. Ein wichtiges Ins-
trument hierfür bilden die Einheitlichen 
Ansprechpartner.
Künftig koordiniert der Einheitliche An-
sprechpartner aus einer Hand sämtliche 
zur Aufnahme einer Dienstleistungs -
tä tigkeit erforderlichen Verfahren und 
For malitäten und holt sämtliche für die 
Aus übung der Dienstleistungstätigkeit 
notwendigen Genehmigungen ein. 
Auch andere Länder haben erste Ent-
scheidungen über die Ansiedlung des 
Einheitlichen Ansprechpartners getrof-
fen. In Sachsen liegt eine Kabinettsent-
scheidung vor, wonach das Regierungs-
präsidium Leipzig Einheitlicher Ansprech-
partner für das gesamte Land werden 
soll. In Thüringen wurde ebenfalls mit 
einer Kabinettsentscheidung bestimmt, 
dass die Kammern in einem „Allkammer-
modell“ Einheitlicher Ansprechpartner 
werden sollen. p
Funktionalreform und Kreisneu-
gliederung in Sachsen 
Am 1. August 2008 sind das Sächsische 
Verwaltungsneuordnungsgesetz und das 
Sächsische Kreisgebietsneugliederungs-
gesetz in Kraft getreten.
Mit dem Inkrafttreten der Gesetze wur-
den die Zuständigkeiten der Staatsver-
waltung neu geordnet. Es wurden um-
fangreiche Aufgaben auf die Landkreise 
und kreisfreien Städte übertragen. Die 
Landkreise selbst gaben wiederum 
Onlinedienste der Behörden 
immer beliebter
Der Bundesverband Informationswirt-
schaft, Telekommunikation und neue 
Me dien e.V. (BITKOM) teilt mit, dass Be-
hö rdengänge per Internet immer be-
liebter werden. Bereits 43 Prozent der 
Deutschen hätten im letzten Jahr die 
Online dienste der Verwaltung in An-
spruch genommen und sich beispiels-
weise Dokumente heruntergeladen und 
Formulare ausgefüllt. Die elektronische 
Steuererklärung (ELSTER) sei von 6,3 Mil-
lionen Steuerpfl ichtigen genutzt worden. 
Diese Daten resultieren aus einer Um-
frage der Statistikbehörde Eurostat.
Deutschland liege damit im europäischen 
Vergleich auf Rang sechs nach den 
Spitzenreitern Norwegen, wo 60 Prozent 
der Bürger Verwaltungsdienste online 
nutzten, und Dänemark (58 Prozent).
Ursachen für die höheren Nutzerzahlen 
sieht der Verband in der stärkeren Ver-
breitung des Internets und den besseren 
Online-Angeboten. Der europäischen 
Sta tistikbehörde Eurostat zufolge seien 
in Deutschland im Jahr 2007 von 20 be-
sonders wichtigen Diensten für Bürger 
und Unternehmen 15 per Internet verfüg-
bar gewesen.
Verbesserungswürdig seien die Online-
dienste jedoch beim Versand an die 
betreffenden Behörden. Die ausgefüllten 
Formulare müssten noch zu häufi g per 
Post gesendet oder persönlich bei den 
Ämtern abgegeben werden. p
Schleswig-Holstein führt als 
erstes Land den „Einheitlichen 
Ansprechpartner“ (EA) ein
Zur Umsetzung der EU-Dienstleistungs-
richtlinie hat Schleswig-Holstein als ers-
tes Bundesland über die organisatorische 
Anbindung des Einheitlichen Ansprech-
partners (EA) entschieden. Die Funktion 
des EA wird von einer noch zu grün-
dürfen. Die Vorschläge reichen hier 
von einem vollständigen Neuverschul-
dungsverbot bis zu einer Grenze von 
0,75 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts. Dies soll nun von einer Arbeits-
gruppe geklärt werden.
Konsolidierungspakt
  Die beiden Vorsitzenden gehen davon 
aus, dass das Ziel eines dauerhaft 
strukturell ausgeglichenen Haushalts 
mittelfristig für einige Länder aus eige-
ner Kraft nicht erreichbar ist. Daher 
wird ein Konsolidierungspakt vorge-
schlagen. Darin müssen sich alle Län-
der zum Ziel ausgeglichener Haushalte 
bekennen, im Gegenzug sollen ärmere 
Länder Hilfe bekommen. Dafür soll 
ein Fonds mit einem Umfang von 1 bis 
1,2 Milliarden Euro gebildet werden, 
den die reicheren Länder und der Bund 
je zur Hälfte fi nanzieren.
Altschulden
  Zwar sollen sich Bund und Länder um 
die Tilgung ihrer Altschulden bemühen. 
Allerdings sei die Frage, in welcher 
Weise dies geschehen soll, „noch nicht 
entscheidungsreif“, wie es in dem 
Eckpunktepapier heißt. Erst mittelfris-
tig soll hier eine Lösung gefunden wer-
den.
Steuerautonomie
  Weiterhin diskutiert werden soll die 
Frage, ob die Länder mehr Freiheit bei 
der Gestaltung jener Steuern erhalten 
sollen, für die sie zuständig sind – etwa 
in Form von Zu- oder Abschlägen. Die 
Kfz-Steuer soll auf den Bund über-
gehen. 
Bis Anfang Oktober 2008 sollen nun 
vier Arbeitsgruppen gesetzesreife Vor-
lagen erarbeiten, über die dann auf 
der abschließenden Klausurtagung der 
Kommission Mitte Oktober entschieden 
wird. p
•
•
•
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Kompetenzen an die kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden ab. Die Neuglie-
derung der Kreise reduziert die Land-
kreise und kreisfreien Städte auf weniger 
als die Hälfte. So verbleiben noch zehn 
von 22 Land kreisen und drei von sieben 
kreisfreien Städten.
Die Änderung der Gesetze umfasst auch 
die Funktionalreform im staatlichen Be-
reich. Um die Anzahl der Behörden zu 
verringern, werden die weiterhin staat-
lich wahrgenommenen Aufgaben nun in 
wenigen Behörden zusammengefasst.
Rund 4.100 bisher unmittelbar beim Frei-
staat Beschäftigte wechseln im Rahmen 
der Funktionalreform zu einem kommu-
nalen Arbeitgeber. Nach voller Wirksam-
keit der Reform geht das Innenminis-
terium von einer jährlichen Ersparnis in 
Höhe von 160 Millionen Euro aus. p
Fortschrittsbericht „ServiceStadt 
Berlin“ vorgelegt
Der Berliner Innensenator hat den ersten 
Fortschrittsbericht zum Verwaltungsmo-
dernisierungsprogramm „ServiceStadt 
Berlin“ vorgelegt. Demnach sind von den 
insgesamt 105 Maßnahmen 15 bereits 
abgeschlossen, 77 befi nden sich in der 
Umsetzung. 13 Projekte wurden noch 
nicht begonnen.
Ziel des Programms „ServiceStadt 
Berlin“ ist die Schaffung einer adressa -
ten orientierten Dienstleistungsverwal-
tung, die sich durch einen deutlich ver-
besserten Zugang zu den Leistungen, 
eine erhöhte Leistungsqualität sowie 
vereinfachte Verwaltungsprozesse aus-
zeichnet.
Leitprojekte der Modernisierung in der 
laufenden Legislaturperiode sind fünf 
E-Government-Projekte: 
die elektronische Bereitstellung aller 
internetfähigen Dienstleistungen der 
Berliner Bürgerämter,
•
die Weiterentwicklung des „Berlin-
Tele fons“ zur zentralen Servicenum-
mer „115“,
die Einrichtung Einheitlicher Ansprech-
partner und die elektronische Verfah-
rensabwicklung für Dienstleis tungs-
unternehmen aus den EU-Ländern,
die elektronische Melderegisteraus-
kunft, 
die elektronische Baugenehmigung. p
Öffentliche Finanzwirtschaft
Bis 2020 kommunale Investitionen 
von mehr als 704 Milliarden Euro 
notwendig
Das Deutsche Institut für Urbanistik 
schätzt in seiner aktuellen Studie den 
kommunalen Investitionsbedarf für die 
Jahre 2006 bis 2020 auf 704 Milliarden 
Euro auf Basis der Preise von 2000. In 
dieser Betrachtung enthalten sind die 
Investitionsbedarfe der kommunalen Ei-
genbetriebe sowie derjenigen kommu-
nalen Gesellschaften, die zu mehr als 
50 Prozent im Eigentum der Kommunen 
stehen. Der Investitionsbedarf kann in 
drei Bedarfskategorien eingeteilt wer-
den. Als Nachholbedarf bzw. Investitions-
rückstand wird der in der Vergangenheit 
nicht ausreichend befriedigte Investi-
tionsbedarf bezeichnet. Durch Verände-
rungen in Rahmengrößen wie beispiels-
weise der Bevölkerungsentwicklung oder 
durch geänderte strategische Zielset-
zungen wird Erweiterungsbedarf aus-
gelöst. Ersatzbedarf, der mit 59 Prozent 
den größten Anteil am kommunalen 
Investi tionsbedarf einnimmt, resultiert 
aus bestehenden Bauten oder Sachan-
lagen, die nach heutigen technischen 
oder funktionellen Maßstäben nicht mehr 
tauglich sind, aber weiterhin benötigt 
werden.
Der größte Investitionsbedarf ergibt sich 
nach der Studie im Bereich Straßenbau 
(162 Milliarden Euro), wobei 71 Milliarden 
•
•
•
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Euro auf Ersatzbedarf für vorhandene 
Stra ßen, Brücken und Tunnelanlagen ent-
fallen. In den neuen Bundesländern liegt 
der Anteil des Bereichs Straßenbau am 
gesamten Investitionsbedarf mit 27 Pro-
zent etwas höher als in den alten Bundes-
ländern mit 22 Prozent. Weitere Bereiche 
mit hohen Investitionsbedarfen sind 
mit 73 Milliarden Euro Schulen und 
kom mu nale Abwasseranlagen (58 Mil -
liar den Euro).
Die Studie geht ebenfalls auf mögliche 
ne gative Folgen unterlassener Investi-
tionen wie langfristig höhere Kosten, Ge-
fährdung der Nutzer oder Folgen für die 
Umwelt ein. p
Neues Urteil zu kommunalen 
Derivatgeschäften
Das Landgericht Wuppertal hat im jüngs-
ten Fall eines Urteils zu Geschäften mit 
deri vativen Finanzprodukten der beklag-
ten Bank weitgehend Recht gegeben, die 
von einer nordrhein-westfälischen Stadt 
auf Schadensersatz in Höhe von rund 
50 Millionen Euro verklagt worden war. 
Das Gericht hat nur der Klage einer kom-
munalen Tochtergesellschaft entspro-
chen und die Bank zur Zahlung von einer 
Million Euro verurteilt. 
Die Stadt hatte sich bei der Klage darauf 
berufen, von der Bank, die ihr ein struktu-
riertes Finanzprodukt („Spread Ladder 
Swap“) verkauft hatte, mangelhaft bera-
ten worden zu sein. Statt des erhofften 
Zinsertrags waren durch das Geschäft, 
das den Tausch langfristiger Zinsverpfl ich-
tungen gegen kurzfristige beinhaltete, 
bei der Stadt Verluste in Millionenhöhe 
eingetreten. Dies geschah deshalb, weil 
statt der von der Stadt offenbar erwar-
teten sinkenden Zinsen am Markt das 
Zinsniveau angestiegen war. 
Das Landgericht hat in seiner Urteilsbe-
gründung festgestellt, dass die Beratung 
der Bank ausreichend gewesen sei, 
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schließ lich sei die Stadt „eine sehr erfah-
rene und professionelle Kundin“, die in 
der Lage gewesen sei, das Risiko eines 
Totalverlustes aus den Geschäftsunter-
lagen einzuschätzen. Im Falle der kommu-
nalen Tochtergesellschaft jedoch habe 
eine besondere Situation bestanden, bei 
der die Bank ihre Beratungspfl icht nicht 
erfüllt habe. p
Bertelsmann Stiftung veröffentlicht 
kommunalen Finanz- und 
Schuldenreport für Deutschland 
Nach dem kommunalen Schuldenreport 
für das Land Nordrhein-Westfalen 2007 
hat die Bertelsmann Stiftung nun einen 
kom munalen Schuldenreport für alle Flä-
chenländer veröffentlicht. In diesem wird 
die Verschuldung der Kernverwaltung, 
der Eigenbetriebe, Eigen- und Beteili-
gungsgesellschaften sowie der Zweck-
ver bände für die Jahre 2000 bis 2007 
analysiert. 
Zusammen mit dem Schuldenstand der 
Kernhaushalte unter Berücksichtigung der 
Kassenkredite wird in dem Bericht der 
fragmentierte Charakter der kommunalen 
Verschuldung deutlich. Die Analyse zeigt, 
dass die aus der kreditfi nanzierten Inves-
titionstätigkeit im Kernhaushalt entstande-
nen Schulden nur einen Anteil von knapp 
einem Drittel an der Gesamtverschul-
dung haben. Für das Jahr 2007 ergab sich 
laut Report eine Pro-Kopf-Verschuldung 
von 1.037 Euro je Einwohner, wobei das 
Niveau zwischen 2000 und 2005 annä-
hernd konstant blieb und seit 2006 leicht 
rückläufi g ist. Dem standen in den Kom-
munen überwiegend deutlich steigende 
Kassenverstärkungskredite gegenüber. 
Diese sind zwischen 2000 und 2007 um 
gut 318 Prozent auf 376 Euro pro Einwoh-
ner gestiegen. Mittlerweile liegt ihr Anteil 
an der Gesamtverschuldung bei über 11 
Prozent. Dabei zeigen sich große Unter-
schiede zwischen den Bundesländern. 
So haben diese in Baden-Württemberg, 
Bayern, Sachsen und Thüringen kaum 
eine Bedeutung, während sie im Saar-
land mit 1.115 Euro je Einwohner das Vo-
lumen der Investitionskredite in den kom-
munalen Kernhaushalten übersteigen. 
Mit 53 Prozent an der Gesamtverschul-
dung entfällt der größte Anteil der Schul-
den auf die ausgelagerten Einrichtungen. 
Insgesamt ergibt sich unter Berücksich-
tigung aller Verschuldungsarten für Ende 
2007 eine Pro-Kopf-Verschuldung von 
3.190 Euro. Der im Jahr 2007 mit ca. 8,2 
Milliarden Euro höchste bis dahin erzielte 
Jahresüberschuss der kommunalen Haus-
halte dürfe nach Aussage der Stiftung 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass das 
Ende der Haushaltskrise nur für diejeni-
gen erreicht sei, die nur wenig von der 
Schuldenkrise betroffen waren. 
Neben dem vorgestellten Report werden 
ab dem vierten Quartal im Internetportal 
der Bertelsmann Stiftung www.weg-
weiser-kommune.de für alle deutschen 
Kommunen ab einer Größe von 5.000 
Einwoh nern Indikatoren zur fi nanziellen 
Leistungs fähigkeit und Verschuldung 
eingestellt. p
Sparkassen-Finanzgruppe
Sparkassen-Garantien 
für Landesbank-Risiken und 
kommunale Haushalte 
Wenn bayerische und nordrhein-westfä-
lische Sparkassen sich an milliarden-
schweren Risikoabschirmungsgarantien 
für ausfallgefährdete Papiere ihrer Landes-
banken beteiligen, dann wird dies nach 
Ansicht von Branchenbeobachtern Aus-
wirkungen auf die kommunalen Haus-
halte haben. 
Die Sparkassen in Nordrhein-Westfalen 
beispielsweise müssen mit rund einer 
Milliarde Euro zugunsten der WestLB ein-
springen, was sich nicht nur auf die Spar-
kassen-Bilanzen, sondern auch auf die 
Gewinnausschüttungen an die Kommu-
nen und vor allem auf die Gewerbe- und 
Körperschaftsteuerzahlungen auswirken 
dürfte. In Pressemeldungen wird ge-
schätzt, dass deswegen bundesweit 
entsprechende Steuerzahlungen der 
Sparkassen für 2007 um 500 Millionen 
Euro auf 1,6 Milliarden Euro gesunken 
sind. So überwiesen die 34 rheinischen 
Sparkassen mit 100 Millionen Euro nur 
noch gut die Hälfte der Vorjahressteuern. 
Die mit etwa drei Milliarden Euro Bilanz-
summe durchschnittlich große Spar-
kasse Hilden-Ratingen-Velbert z.B. über-
wies nur noch eine halbe statt rund zwei 
Millionen Euro an Gewerbesteuern, weil 
sie über sechs Millionen Euro in den Risi-
kofonds einstellen musste. 
In Bayern ist es nicht anders: Anfang Au-
gust teilte die fünftgrößte deutsche Spar-
kasse, die Stadtsparkasse München, mit, 
dass sie allein bis zu über 200 Millionen 
Euro der von allen bayerischen Sparkas-
sen zugesagten 2,4 Milliarden Euro für 
die BayernLB-Risiken übernimmt. Die 
Summe entspricht nach Aussage des 
Vorstandsvorsitzenden dem doppelten 
Jahresergebnis von 2007. 
Der Präsident des Ostdeutschen Spar-
kassenverbands warnte nach Pressebe-
richten kürzlich vor denkbaren weiterrei-
chenden Folgen der Sparkassen-Garan-
tien für das gesamte Haftungssystem 
und die Institutssicherung des Sparkas-
senverbundes, falls die Risiken tatsäch-
lich in erheblicherem Umfang eintreten 
sollten. 
Wenn einzelne Sparkassen die fi nanziel-
len Belastungen nicht mehr verkraften 
können, müssen in einer Art Überlauf-
system die überregionalen Sicherungs-
systeme des gesamten Verbundes und 
damit auch die anderen Sparkassen-
Regionalverbände einspringen. Dabei ist 
die Finanzkraft des Verbundes ohnehin 
in Anspruch genommen – auch durch 
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den letztjährigen, 5,3 Milliarden Euro 
teuren, von den Sparkassen gemeinsam 
fi nanzierten Kauf der Landesbank Berlin. 
Dazu kommt der sich weiter verschär-
fende Wettbewerbsdruck im Privat- und 
Firmen kundengeschäft sowie ein Rück-
gang beim Zinsüberschuss – der mit 
Abstand wichtigsten Ertragsquelle für 
Sparkassen. p
Stadtwerke, Ver- und Entsorgungs-
wirtschaft
Gründung neuer Stadtwerke 
in Baden-Württemberg und 
Schleswig-Holstein
Die baden-württembergischen Städte 
Staufen und Müllheim wollen nach Be-
schluss der jeweiligen Gemeinderäte 
neue Stadtwerke gründen. Das Auslau-
fen der Gas-Konzessionsverträge mit 
dem bisherigen Netzbetreiber Badenova 
war für die Städte offenbar der Anlass, 
um neben der Wasserversorgung künftig 
auch das Gasgeschäft zu übernehmen. 
Die Gründung der Stadtwerke soll zum 
Jahresbeginn 2009 wirksam werden. 
Wenn die Strom-Konzessionen auslau-
fen, wollen die beiden neuen Stadtwerke 
Medienberichten zufolge auch Strom 
anbieten. Eine kommunale Beteiligungs-
gesellschaft aus Friedrichshafen, ihrer-
seits eine Gründung von sechs baden-
württembergischen Stadtwerken, soll 
jeweils 25,1 Prozent an den beiden neuen 
Versorgern übernehmen. 
Mit Beurkundung von Anfang Mai dieses 
Jahres hat die holsteinische Stadt 
Uetersen wieder eigene Stadtwerke ge-
gründet, nachdem im Jahre 1970 die 
Vorgängergesellschaft an einen Regio-
nalversorger veräußert worden war. Nach 
Aussage des Uetersener Bürgermeisters 
basiere das Modell der Stadtwerke Ueter-
sen auf der „immer größer werdenden 
Nachfrage nach alternativen Anbietern 
für die Gas- und Stromversorgung“. Mit 
den neuen Stadtwerken könne die Stadt 
mittels persönlicher Ansprache und Er-
reichbarkeit vor Ort den Bürgern „eine 
qualitativ hochwertige Alternative in der 
Energieversorgung bieten“. 49 Prozent 
der Uetersener Stadtwerke sollen von 
den Stadtwerken Elmshorn gehalten 
werden. p
Auseinandersetzung um 
Wasserpreise in Hessen
Das hessische Wirtschaftsministerium 
hat die Städtischen Werke Kassel in einer 
Preissenkungsverfügung zur Senkung 
des Wasserpreises um 37 Prozent auf-
gefordert. Nach Ansicht des Ministers 
würde durch eine solche Preissenkung 
ein vierköpfi ger Haushalt pro Jahr um 
durchschnittlich 127 Euro entlastet. Was-
serunternehmen würden über ein natür-
liches Monopol verfügen, die Bürger hin-
gegen könnten mangels Wahlmöglich-
keiten nicht zu anderen Wasseranbietern 
wechseln; überhöhte Wasserpreise seien 
unsozial, weil sie vor allem Familien mit 
Kindern treffen würden. 
Der Vorstandschef der Städtischen Werke 
Kassel beklagte sich unlängst über das 
Kartellverfahren des hessischen Wirt-
schaftsministeriums wegen „angeblich 
überhöhter Preise“ und betonte, dass 
man das Preisniveau seit über 13 Jahren 
stabil halte, obwohl jedes Jahr die Erlöse 
aus dem Wasserverkauf zurückgingen. 
Das Unternehmen setzt sich nach eige-
nen Angaben gegen die Preissenkungs-
verfügung gerichtlich zur Wehr. 
In Hessen laufen nach Angaben des Wirt-
schaftsministeriums sieben Kartellverfah-
ren gegen Wasserunternehmen wegen 
des Verdachts auf überhöhte Preise. Ne-
ben Kassel seien dies Betriebe in Frank-
furt, Oberursel, Eschwege, Herborn, Wetz-
lar und Gießen. Ein weiteres Verfahren 
wurde eingestellt, nachdem das Wirt-
schaftsministerium und die Stadtwerke 
Gelnhausen im Oktober 2007 vereinbart 
hatten, dass dieses Unternehmen den 
Wasserpreis freiwillig um 20 Prozent 
senkt. p
Gesundheitswesen
Gemeinsamer Bundesausschuss 
mit neuen Strukturen
Der Gemeinsame Bundesausschuss 
(G-BA) hat sich am 17. Juli 2008 neu 
konstituiert und somit die durch das 
GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz fest-
gelegte Organisationsreform umgesetzt.
Der G-BA ist das oberste Beschlussgre-
mium der gemeinsamen Selbstverwal-
tung der Ärzte, Zahnärzte, Psychothera-
peuten, Krankenhäuser und Krankenkas-
sen in Deutschland. Er bestimmt in Form 
von Richtlinien den Leistungskatalog der 
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) 
für mehr als 70 Millionen Versicherte und 
legt damit fest, welche Leistungen der 
medizinischen Versorgung von der GKV 
erstattet werden. 
Der bisher ehrenamtliche unparteiische 
Vorsitzende des G-BA übt sein Amt ab 
sofort hauptamtlich aus, ebenso wie die 
beiden anderen unparteiischen Mit glie-
der des Gremiums. Darüber hinaus wer-
den alle Entscheidungen des G-BA in 
Zukunft in einem einzigen sektorenüber-
greifenden Beschlussgremium getrof-
fen, unabhängig davon, ob es sich um 
vertragsärztliche, vertragszahnärztliche, 
psychotherapeutische, stationäre Ver-
sorgung oder Aspekte der Qualitätssi-
cherung handelt. Bisher trafen sechs ver-
schiedene Untergruppen die entspre-
chenden Entscheidungen. Die Sitzungen 
des Beschlussgremiums werden ab so-
fort öffentlich stattfi nden, jedoch kann 
die Öffentlichkeit bei bestimmten Bera-
tungen und Beschlussfassungen aus-
geschlossen werden. Weiterhin wurde 
die Anzahl der Unterausschüsse von 23 
auf acht reduziert.
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Das Bundesgesundheitsministerium ver-
spricht sich von der Reform profes sio-
nellere Strukturen, beschleunigte Ent-
scheidungen und erhöhte Transparenz. p
Insolvenzfähigkeit und Pensions-
verpfl ichtungen gesetzlicher 
Krankenkassen 
Mit dem Start des Gesundheitsfonds zu 
Beginn des Jahres 2009 kommt nicht nur 
auf der Beitragsseite Bewegung in die 
Landschaft der gesetzlichen Krankenkas-
sen. Ein Eckpunkt der Reform ist die 
Einführung eines Insolvenzgesetzes für 
Krankenkassen, nach dem alle Kassen ab 
dem 1. Januar 2010 insolvent werden 
können. Die Pläne des Gesundheitsmi-
nisteriums sehen ein abgestuftes Ver-
fahren vor. Die jeweilige Kasse sucht zu-
nächst intern nach einer Lösung. Reichen 
die Mittel nicht aus, springen andere 
Kassen ein. 
Neuerungen gibt es auch für Pensions-
ansprüche der Mitarbeiter. Wurden Pen-
sionsansprüche von den Kassen bislang 
aus den laufenden Verwaltungskosten 
bestritten, müssen die Kassen hierfür 
nun Rückstellungen bilden, was einen er-
heblichen fi nanziellen Aufwand bedeu-
tet. Nach den neuen Vorgaben müssen 
diese künftig bilanziert werden. 
Gleichzeitig sieht der Gesetzentwurf 
Maßnahmen zur Verhinderung von Kas-
seninsolvenzen vor. So sollen Verträge 
der Ortskrankenkassen über gegensei-
tige Finanzhilfen ebenso möglich sein 
wie fi nanzielle Hilfen aller im Spitzen-
verband Bund organisierten Kassen. Es 
ist zu erwarten, dass dadurch z.B. Fusio-
nen mit fi nanzstärkeren Kassen gefördert 
werden. p
Die Krankenhausfi nanzierung 
in Deutschland wird von 
der EG-Beihilfenkontrolle unter
die Lupe genommen
Das deutsche Krankenhausfi nanzierungs-
system steht bereits seit geraumer Zeit 
unter Beobachtung durch die EG-Bei-
hilfenkontrolle der Kommission. Fraglich 
ist dabei insbesondere die Zulässigkeit 
des Defi zitausgleichs von Krankenhäu-
sern in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft. 
Öffent liche Kliniken erhalten häufi g von 
ihrem Träger einen fi nanziellen Ausgleich 
der Jahresfehlbeträge. Private und frei-
gemeinnützige Krankenhäuser sehen sich 
darin benachteiligt.
Kürzlich wurde mit der Öffnung des am-
bulanten Versorgungsmarktes auch für 
Krankenhäuser ein neues EG-beihilfen-
rechtliches Spannungsfeld geschaffen. 
Die niedergelassene Ärzteschaft sieht 
sich nunmehr ebenfalls gegenüber den 
Krankenhäusern in öffentlich-rechtlicher 
Trägerschaft in einer benachteiligten 
Wett bewerbssituation. Während Kran-
ken häuser auf der Grundlage des Kran-
ken hausfi nanzierungsgesetzes An schaf-
fungen von Geräten und Anlagen mit 
Hilfe staatlicher Investitionszuschüsse 
fi nanzieren, erhalten die niedergelasse-
nen Ärzte keine vergleichbare Förderung 
der öffentlichen Hand. 
Die diskutierte Umstellung des bisher 
dualistischen Krankenhausfi nanzierungs-
systems auf die Monistik, d.h. die Fi nan-
zierung von Unterhalt und Investi tionen 
aus einer Hand, ruft zudem beihilferecht-
liche Bedenken bei der EG-Beihilfen-
kontrolle hervor. Der Grund hierfür ist, 
dass durch die Umstellung möglicher-
weise höhere Defi zite auf Seiten der 
öffentlichen Krankenhäuser entstehen 
und dadurch das Quersubventionspoten-
zial ansteigt. p
Kooperationen und Privatisierungen
Bund stellt neue PPP-Aktivitäten 
vor – Projektdatenbank verfügbar
Seit Juli 2008 ist eine von der PPP Task 
Force des Bundes aufgebaute Projekt-
datenbank zu realisierten PPP-Projekten 
in Deutschland freigeschaltet. Die Suche 
auf der Seite www.ppp-projektdaten-
bank.de nach Projekten kann regional 
und nach den Sektoren Hochbau, Mobi-
lien und Verkehr sowie spezifi schen 
Teilsektoren und weiteren Parametern 
erfolgen. 
Inzwischen hat der Bundesverkehrs-
minister acht neue Autobahnprojekte mit 
einem Volumen von 1,5 Milliarden Euro 
vorgestellt, die in den nächsten Jahren im 
Rahmen von PPP ausgebaut oder saniert 
werden sollen. Im Gegenzug erhält der 
Betreiber eine Anschubfi nanzierung und 
einen Teil der anfallenden Lastwagen-
maut („A-Modell“). Für den sechsstrei-
fi gen Ausbau der Autobahnen A 8 Ulm 
– Augsburg sowie A 9 Hermsdorf – 
Schleiz in Thüringen soll die Wirtschaft-
lichkeitsprüfung voraussichtlich bis Jah-
resende abgeschlossen sein. Bei höherer 
Wirtschaftlichkeit der PPP-Variante ge-
gen über der konventionellen Bauweise 
würde das Vergabeverfahren umgehend 
anlaufen, sodass ein Baubeginn im Jahr 
2010 möglich sein würde. In vier weite-
ren Fällen könnten die Vergabeverfahren 
2009 oder 2010 beginnen. 
Drei weitere A-Modelle befi nden sich 
bereits in der Umsetzung. Dazu gehö-
ren die bereits im Bau befi ndlichen Ab-
schnitte der A 8 Augsburg/West – Mün-
chen Allach und A 4 Landesgrenze 
Hessen/Thüringen – Gotha. Für den Ab-
schnitt der A 1 Bremen – Buchholz er-
folgte kürzlich die Vergabe der Konzes-
sion. Die Konzession für die A 5 Malsch – 
Baden-Baden – Offenburg soll Ende 2008 
vergeben werden. p 
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Heidelberger Bürgerentscheid 
über Verkauf von stadteigenen 
Wohnungen scheitert an Quorum
Beim ersten Heidelberger Bürgerent-
scheid am 13. Juli 2008 über den Verkauf 
von 610 sozialgebundenen Wohnungen 
im Besitz der städtischen Wohnungsbau-
gesellschaft (GGH) wurde kein bindendes 
Abstimmungsergebnis erzielt. 
Von den insgesamt 100.675 Wahlberech-
tigten gaben 22.533 bzw. 22,4 Prozent 
ihre Stimme ab. Dabei votierten gut 82 
Prozent gegen den Verkauf der Wohnun-
gen, knapp 18 Prozent stimmten dafür. 
Das nach der Gemeindeordnung für Ba-
den-Württemberg erforderliche 25-Pro-
zent-Quorum wurde somit nicht erreicht. 
Der Gemeinderat hat sich jedoch in sei-
ner Sitzung am 23. Juli 2008 dem Votum 
des Bürgerentscheids angeschlossen 
und mit 21 zu 18 Stimmen gegen den 
Verkauf der Wohnungen votiert.
Der Heidelberger Oberbürgermeister, 
der zu den Befürwortern des Erhalts der 
Wohnungen gehört, machte deutlich, er 
sei nicht prinzipiell gegen eine Veräuße-
rung von städtischen Liegenschaften. 
Allerdings sei in der aktuellen Situation, 
in der bereits vor einigen Monaten eine 
große Zahl sozialgebundener Wohnun-
gen verkauft worden waren, der Erhalt 
der Wohnungen geboten. p
Recht und Steuern
Gesetzentwurf zur gesetzlichen 
Verankerung des steuerlichen 
Querverbundes
Das Bundeskabinett hat am 18. Juni 2008 
mit dem Regierungsentwurf zum Jah-
ressteuergesetz 2009 eine gesetzliche 
Ver an kerung des steuerlichen Quer-
verbun des vorgesehen. Der steuerliche 
Querver bund war in der Vergangenheit 
Gegenstand verschiedener Rechtspre-
chung, die die Verlustverrechnung zu neh-
mend einschränkte.
Eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts (jPdöR) ist grundsätzlich mit je-
dem einzelnen ihrer Betriebe gewerb-
licher Art (BgA) unbeschränkt körper-
schaftsteuerpfl ichtig. Diese BgA sollen 
künftig wie folgt zusammengefasst wer-
den können:
Verkehrs-, Versorgungs-, Hafen- und 
Bäderbetriebe können immer zusam-
mengefasst werden, ebenso wie gleich-
 artige BgA. Insoweit wurde der steu-
erliche Querverbund um die Bäderbe-
triebe erweitert. 
Eine Zusammenfassung von BgA und 
Hoheitsbetrieben (z.B. Zusammenfas-
sung eines Schwimmbades mit der 
Hausmüllentsorgung) ist – wie bisher 
auch – nicht möglich.
Darüber hinaus enthält der Gesetzent-
wurf Regelungen zur steuerlichen Aner-
kennung von dauerhaft defi zitären wirt-
schaftlichen Betätigungen der öffentli-
chen Hand.
Eine verdeckte Gewinnausschüttung 
(vGA) soll bei BgA nicht bereits deshalb 
vorliegen, weil sie ein dauerhaftes Ver-
lustgeschäft betreiben. Somit können 
dau er defi zitäre Betriebe mit gewinnbrin-
genden BgA weiterhin zusammengefasst 
werden. Gleiches soll auch für Kapitalge-
sellschaften gelten, an denen unmittelbar 
und mehrheitlich jPdöR beteiligt sind (Ei-
gengesellschaften). Offen bleibt je doch, 
wie der Verlustausgleich steuerrechtlich 
zu würdigen ist (nur die Gesetzesbegrün-
dung spricht von einer Einlage).
Nicht möglich soll auch in Zukunft eine 
Ergebnisverrechnung z.B. im Rahmen 
einer Organschaft sein, wenn hoheitliche 
Tätigkeiten einbezogen werden, oder 
Tätigkeiten, die auf Ebene eines BgA 
nicht hätten zusammengefasst werden 
können. p
•
•
Stand der Vergaberechtsreform 2008 
Die Bundesregierung nimmt einen neuen 
Anlauf zur Reform des Vergaberechts. 
Sie brachte am 23. Mai 2008 den Ent-
wurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
des Vergaberechts ins Gesetzgebungs-
verfahren (BR-Drs. 349/08). 
Die wesentlichen vorgesehenen Ände-
rungen des Kartellvergaberechts sind 
bis lang:
Die interkommunale Kooperation soll 
weitgehend aus der Anwendbarkeit 
des Vergaberechts herausgenommen 
werden. Hier hatte es in letzter Zeit im-
mer wieder Unsicherheiten gegeben, 
ob und wann das Vergaberecht anzu-
wenden ist, wenn mehrere Gemein-
den auf vertraglicher Grundlage oder 
durch Gründung gemeinsamer Einrich-
tungen Daseinsvorsorgeaufgaben (z.B. 
Abfallentsorgung) erfüllen. 
Ferner möchte die Bundesregierung 
die Mittelstandsklausel stärken und 
die Auftraggeber verpfl ichten, Auf-
träge i.d.R. in Teil- oder Fachlosen zu 
vergeben. Ausnahmen soll es hiervon 
nur geben, wenn wirtschaftliche oder 
technische Gründe dies erfordern. Das 
bedeutet, dass die Auftraggeber eine 
höhere Begründungslast treffen wird, 
wenn sie z.B. Generalunternehmerver-
träge vergeben wollen. 
In der jüngeren Vergangenheit hatten 
einige Oberlandesgerichte (z.B. OLG 
Düsseldorf, „Flugplatz Ahlhorn“, Be-
schluss vom 13. Juni 2007) in Grund-
stücksverkäufen öffentlicher Auftrag-
geber vergabepfl ichtige Bauaufträge 
gesehen, wenn diese mit einer Bau-
verpfl ichtung des Käufers verbunden 
waren. Die Bundesregierung ergänzt 
hiergegen den Begriff des Bauauf-
trags, nach dem die Bauleistung nun 
unmittelbar dem öffentlichen Auftrag-
geber wirtschaftlich zugute kommen 
muss. Ob diese Ergänzung erfolgreich 
sein wird, ist jedoch fraglich, weil 
die Gerichte ihre Ansicht mit höher -
•
•
•
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rangi gem Gemeinschaftsrecht begrün-
det hatten. 
Neben Fachkunde, Leistungsfähigkeit 
und Zuverlässigkeit sollen nun weitere 
Anforderungen an Auftragnehmer ge-
stellt werden dürfen. Diese betreffen 
soziale, umweltbezogene oder innova-
tive Aspekte. 
Die Bundesregierung will ferner die 
Rügeobliegenheit der Bieter bei Ver-
gabeverstößen ergänzen. Danach müs-
sen die Bieter erkennbare Vergabever-
stöße in der Bekanntmachung oder 
den Vergabeunterlagen spätestens mit 
Ablauf der Angebotsfrist rügen. 
In Umsetzung der Rechtsmittelricht-
linie werden die Regelungen zum Infor-
mationsschreiben und zur De-facto-
Vergabe ergänzt. Verträge dürfen 15 
Kalendertage nach Absendung des In-
formationsschreibens an nicht berück-
sichtigte Bieter geschlossen werden. 
Verletzt der Auftraggeber diese Pfl icht 
oder vergibt er einen Vertrag direkt 
ohne Ausschreibung, ist der Vertrag 
von Anfang an unwirksam, wenn der 
Verstoß im Nachprüfungsverfahren 
festgestellt wurde. Die Unwirksamkeit 
muss spätestens 30 Kalen dertage ab 
Kenntnis des Verstoßes, spätestens 
aber sechs Monate nach Vertrags-
schluss geltend gemacht werden.
Anfang Juli 2008 hat der Bundesrat in 
seiner Stellungnahme Änderungsbedarf 
zum Regierungsentwurf angemeldet. 
Hervorzuheben ist sein Vorschlag für ein 
bundesweites Register, in dem Unter neh-
men erfasst werden sollen, die „schwere 
Verfehlungen“ begangen haben und des-
wegen als ungeeignet auszuschließen 
sein sollen. Ferner regt er ein gesetzli-
ches Kündigungsrecht des Auftrag gebers 
für Fälle an, in denen der EuGH einen 
Vergaberechtsverstoß feststellt. Die Bun-
desregierung hat sich am 13. August 
2008 gegen diese Vorschläge ausgespro-
chen.
•
•
•
Parallel zum Gesetzgebungsverfahren er-
arbeiten der Deutsche Vergabe- und Ver-
tragsausschuss für Bauleistungen und 
der Deutsche Verdingungsausschuss für 
Bauleistungen Neufassungen der VOB/A 
und der VOL/A, die zu einer Angleichung 
der beiden Regelwerke führen sollen. 
Noch liegen die Ergebnisse der bishe-
rigen Arbeiten jedoch weit auseinander. 
Dem ersten veröffentlichten Entwurf der 
neuen VOL/A vom 4. Juni 2008 ist aber 
zu entnehmen, dass die Ausschüsse 
sich offenbar darum bemühen, Verein-
fachungspotenzial zu nutzen. p
Vergaberecht: EuGH beschränkt 
Möglichkeit zur Änderung 
vergabepfl ichtiger Verträge
Vergabepfl ichtige Verträge dürfen nach 
Zuschlagserteilung nicht wesentlich ge-
ändert werden. Anderenfalls ist die Än-
derung oder sogar der gesamte Vertrag 
vergaberechtlich angreifbar. Dies folgt 
aus einem Grundsatzurteil des EuGH 
vom 19. Juni 2008 (C-454/06).
Danach ist eine Vertragsänderung eine 
unzulässige Neuvergabe, wenn sie we-
sentlich andere Merkmale aufweist als 
der ursprüngliche Auftrag. Diese Wesent-
lichkeitsschwelle werde überschritten, 
wenn entweder
Bedingungen eingeführt werden, bei 
deren anfänglichem Vorliegen mögli-
cherweise andere Bieter zugelassen 
oder andere Angebote bezuschlagt 
worden wären, oder
der Auftrag in großem Umfang auf 
ursprünglich nicht vorgesehene Leis-
tungen erweitert wird oder 
das wirtschaftliche Gleichgewicht des 
Vertrags zugunsten des Auftragneh-
mers geändert wird. 
Der EuGH bewertete die Aufnahme einer 
Kündigungsverzichtsklausel, die Umrech-
nung von Preisen in Euro und die Erhö-
hung von Rabatten zugunsten des Auf-
trag gebers als unwesentliche Änderung.
•
•
•
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Auch der Gesellschafterwechsel beim 
Auftragnehmer begründe in der Regel 
keine Neuausschreibungspfl icht. Dem 
hingegen erachtet der EuGH im Wider-
spruch zur deutschen Spruchpraxis die 
Vertragsübernahme, also die Überleitung 
des Vertragsverhältnisses auf einen 
neuen Auftragnehmer, als regelmäßig 
ausschreibungspfl ichtige wesentliche 
Ände rung. 
Die Wahrnehmung eines vertraglichen 
Anpassungsrechts begründet jedoch 
auch nach Ansicht des EuGH keine Neu-
ausschreibungspfl icht. p
Umsatzsteuer: EuGH zur 
Besteuerung der Errichtung von 
Wasserhausanschlüssen
Der EuGH hat in seinem Urteil vom 
3. April 2008 (C-442/05) entschieden, 
dass unter den Begriff der „Wasserliefe-
rung“ auch die Errichtung eines entspre-
chenden Hausanschlusses fällt, da die 
Lieferung von Wasser über feste Netze 
zur Versorgung der Allgemeinheit erfolgt 
und der Hausanschluss für die Wasser-
bereitstellung unentbehrlich ist. Insoweit 
ist die Errichtung des Hausanschlusses 
eine unselbstständige Nebenleistung 
zur eigentlichen Wasserlieferung. Damit 
macht der EuGH den Weg für eine An-
wendung des ermäßigten Steuersatzes 
von 7 Prozent frei. Dem EuGH-Urteil lag 
ein Vorabentscheidungsersuch (VR 61/03) 
des Bundesfi nanzhofs zugrunde, in dem 
es um die Klage eines Wasserversor-
gungszweckverbandes gegen die Be-
steuerung mit dem Regelsteuersatz ging. 
Nachdem sich der BFH in seinem Vorla-
gebeschluss bereits entsprechend posi-
tioniert hat, ist zu erwarten, dass der 
BFH in seinem Urteil, das erst in mehre-
ren Monaten ergehen wird, zu einer An-
wendung des ermäßigten Steuersatzes 
kommen wird. Die Entscheidung würde 
für noch alle offenen Veranlagungszeit-
räume gelten. 
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Offen ist die Reaktion der Finanzverwal-
tung auf das EuGH-Urteil. Seit 2000 wen-
det sie den Regelsteuersatz an. Das BMF 
hat auf eine entsprechende Anfrage des 
Verbandes kommunaler Unternehmen 
mitgeteilt, bis zur BFH-Entscheidung 
solle die bisherige Abrechnungspraxis, 
also die Besteuerung mit dem Regelsteu-
ersatz, beibehalten werden. 
Aufgrund dieser Situation können die 
Wasserversorger möglicherweise be-
reits jetzt den ermäßigten Steuersatz an-
wenden und eine Erstattung der zuviel 
entrichteten Umsatzsteuer verlangen 
(Differenz Regelsteuersatz zu ermäßig-
tem Steuersatz), sie müssen dies – aus 
steuerlicher Sicht – jedoch nicht.
Die Geltendmachung von Rückerstat-
tungsansprüchen kann dennoch empfeh-
lenswert sein, da die Wasserversorger 
aus rechtlichen Gründen möglicherweise 
keinen überhöhten Steuersatz mehr aus-
weisen dürfen und in der Vergangenheit 
zuviel entrichtete Umsatzsteuer an ihre 
privaten Kunden womöglich sogar zurück-
erstatten müssen. Erste Rückforderungs-
ansprüche sind dem Vernehmen nach 
bereits angemeldet worden.
Hinsichtlich der Rückerstattung ist im 
Ausgangspunkt danach zu unterschei-
den, ob die Wasserversorger die An-
schlusskosten durch Bescheid erhoben 
oder privatrechtlich in Rechnung gestellt 
haben. Denn bestandskräftige Bescheide, 
die den Regelsteuersatz ausweisen, sind 
zunächst einmal ein Rechtsgrund dafür, 
dass der Wasserversorger nicht zurück-
zahlen muss. Der Kunde muss folglich 
erst versuchen, den Bescheid aus der 
Welt zu schaffen, indem er bei seinem 
Wasserversorger dessen Aufhebung be-
antragt. Der Wasserversorger muss sich 
dann die Frage stellen, ob Gründe dafür 
sprechen, im Rahmen einer pfl ichtgemä-
ßen Ermessensaus übung von der Aufhe-
bung abzusehen. 
Bei einer privatrechtlichen Abrechnung 
der Anschlusskosten dürfte es dagegen 
an einem Rechtsgrund dafür fehlen, die 
Differenz der Steuersätze zu behalten. 
Insbesondere spricht einiges dafür, dass 
das BMF-Schreiben von 2000, das ge-
meinschaftsrechtswidrig die Anwendung 
des Regelsteuersatzes vorsah, nicht die 
Einbehaltung der „überzahlten“ Steuer 
rechtfertigt. Das liegt daran, dass BMF-
Schreiben Verwaltungsvorschriften zur 
Auslegung von Steuergesetzen sind. Da-
gegen sind sie kein Grund dafür, in einem 
Vertragsverhältnis eine überhöhte Zah-
lung behalten zu dürfen. Noch nicht ab-
schließend geklärt ist, ob die Wasserver-
sorger sich darauf berufen können, dass 
sie die zuviel gezahlte Steuer an die Fi-
nanzämter weitergeleitet haben und des-
wegen „entreichert“ sind. Dies gilt jeden-
falls dann, wenn sie ihrerseits einen 
Rückzahlungsanspruch gegen die Finanz-
verwaltung haben, auf den der Kunde 
„durchgreifen“ könnte. p
Umsatzbesteuerung der 
öffentlichen Hand bei „größeren 
Wettbewerbsverzerrungen“
Nach europäischem Recht werden alle 
wirtschaftlichen Tätigkeiten der Umsatz-
steuer unterworfen. Eine Ausnahme hier-
von gilt für die öffentliche Hand, wenn sie 
im Rahmen von eigens für sie geltenden 
Regelungen tätig wird. Diese Ausnahme 
gilt jedoch nicht, wenn es durch die 
Nichtbesteuerung zu „größeren Wettbe-
werbsverzerrungen“ gegenüber privaten 
Wirtschaftsteilnehmern kommt. Zur Aus-
legung dieses Begriffs hat jetzt der Ge-
neralanwalt des EuGH Stellung genom-
men (Rs. C-288/07 „Isle of Wight“). In 
den meisten Fällen folgt der EuGH den 
Schlussanträgen der Generalanwälte. 
In dem EuGH-Fall geht es um die Vermie-
tung von Parkplätzen durch eine Ge-
meinde. Die Gemeinde vertritt die An-
sicht, dass eine Umsatzbesteuerung nur 
erfolgen könne, wenn es eine konkrete 
Wettbewerbssituation gebe. Da diese in 
ihrem Fall nicht vorgelegen hätte, habe 
sie auf die Parkgebühren keine Umsatz-
steuer zu entrichten.
Dagegen vertritt der Generalanwalt des 
EuGH die Auffassung, dass es für eine 
Wettbewerbsverzerrung nicht auf eine 
tatsächliche nachzuweisende Wettbe-
werbssituation ankomme. Eine tatsäch-
liche Marktanalyse – wie etwa im Wett-
bewerbsrecht – sei nicht praktikabel. Zu-
dem würde diese Auslegung nicht dem 
Grundsatz der Rechtssicherheit entspre-
chen. Vielmehr handele es sich um ein 
allgemeines Korrektiv, um eine nicht ge-
rechtfertigte Nichtbesteuerung zu ver-
hindern. Ferner vertritt der General-
anwalt die Meinung, dass bereits eine 
potenzielle Wettbewerbssituation für 
eine Besteuerung der öffentlichen Hand 
genüge.
Die Entwicklungen sind aus deutscher 
Sicht in zweifacher Hinsicht bedeutend:
Zum einen hat der Bundesfi nanzhof zu 
dieser Frage bislang unterschiedliche 
Positionen bezogen. Zum anderen ist 
diese Entwicklung vor dem Hintergrund 
zu betrachten, dass private Wettbewer-
ber seit einiger Zeit im Wege der Konkur-
rentenklage auf Besteuerung der öffent-
lichen Hand klagen können. Mit dem 
BMF-Schreiben vom 17. Juli 2008 hat die 
Finanzverwaltung die verfahrensmäßigen 
Voraussetzungen für eine Vorbereitung 
der Konkurrentenklage geschaffen. p
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International Public Sector 
Accounting Standards (IPSAS): 
Rahmenkonzept für Herbst 
geplant, Boardsitzung in Zürich
Eine der wesentlichen Aufgaben des In-
ternational Public Sector Accounting 
Standards Board (IPSASB) stellt derzeit 
das Projekt „Conceptual Framework“ 
dar, das bereits 2006 begonnen wurde. 
Hintergrund ist, dass die IPSAS derzeit 
zwar über 26 Standards, aber noch nicht 
über ein eigenes Rahmenkonzept verfü-
gen. Für den Herbst 2008 wird die Veröf-
fentlichung eines Konsultationspapiers 
zu den Zielsetzungen und zugrunde
lie genden Anforderungen an Jahresab-
schlüsse des öffentlichen Sektors erwar-
tet. Das Projekt „Conceptual Frame-
work“ soll bis ca. 2012 abgeschlossen 
sein.
Für den Herbst 2008 ist auch die Veröf-
fentlichung eines Entwurfs zur Änderung 
des Standards IPSAS 5 zu Fremdkapital-
kosten geplant. Aufgrund der Anpas-
sungen des IAS 23 ergab sich zwangs-
läufi g die Frage, ob diese Änderungen 
auch in IPSAS 5 berücksichtigt werden 
sollen. Im Gegensatz zum geänderten 
IAS 23 wird erwartet, dass der überarbei-
tete IPSAS 5 weiterhin ein Wahlrecht zur 
Aktivierung von Fremdkapitalkosten, die 
direkt dem Erwerb, Bau oder der Her-
stellung eines qualifi zierten Vermö-
genswertes zugeordnet werden können, 
enthält. Diese Regelung wird sich voraus-
sichtlich sowohl auf zahlungsmittel-
generierende Vermögenswerte beziehen 
als auch auf Vermögenswerte, mit denen 
keine Zahlungsmittel generiert werden.
Derzeit erfolgt die Erarbeitung eines auf 
IAS 38 basierenden Standards, der die Bi-
lanzierung von immateriellen Vermögens-
werten des öffentlichen Sektors regelt. 
Ein Entwurf eines Standards soll dem IP-
SAS-Board bereits auf der nächsten Sit-
zung vorgelegt werden, die vom 28. bis 
31. Oktober 2008 in Zürich stattfi ndet. 
Dort besteht für die interessierte Öffent-
lichkeit die Möglichkeit zur Teilnahme als 
Besucher. Im Vorfeld zur Sitzung des 
IPSASB ist für den 27. Oktober 2008 ein 
öffentliches nationales IPSAS-Seminar 
vorgesehen. Die Besuchergalerie zur IP-
SASB-Sitzung erfordert eine rechtzeitige 
Anmeldung. Nähere Informationen zur 
Sitzung des IPSASB in Zürich: 
http://www.ifac.org/PublicSector p
KGSt veröffentlicht Umfrage 
zum Stand der Doppik-Einführung 
in Deutschland
Die Ergebnisse einer bundesweiten Um-
frage der Kommunalen Gemeinschafts-
stelle für Verwaltungsmanagement 
(KGSt) zum Stand der Doppik-Einführung, 
an der sich 971 Kommunen beteiligten, 
sind nun in der KGSt-Materialie 4/2008 
veröffentlicht worden. Daraus geht her-
vor, dass mehr als 96 Prozent der Be-
fragten die Doppik einführen werden. 
Dies mag aufgrund der Verpfl ichtung zur 
Einführung in einigen Bundesländern wie 
Brandenburg, Niedersachsen, Rheinland-
Pfalz, Saarland und Sachsen-Anhalt zwar 
nicht überraschen, aber auch bei den 
Kommunen, die eine Option zwischen 
Doppik und (erweiterter) Kameralistik ha-
ben, spricht sich eine deutliche Mehrheit 
für die Doppik aus. Bis einschließlich 
2009 wollen bereits mehr als zwei Drittel 
der Befragten auf die Doppik umgestellt 
haben, wobei in den Jahren 2008 und 
2009 die meisten Eröffnungsbilanzen 
vorgelegt werden. 
Die Umfrage wurde im Sommer 2007 
von der KGSt mit Unterstützung des 
Deutschen Städtetages, des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes und des 
Deutschen Landkreistages durchgeführt. 
Der Nutzen der Reform des Haushalts- 
und Rechnungswesens wird von 35 Pro-
zent der antwortenden Städte und Ge-
meinden auf einer Fünfer-Skala als „eher 
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hoch“ und von 8 Prozent als „sehr hoch“ 
bewertet. Dabei sind jedoch starke Un-
terschiede nach Größenklassen zu erken-
nen. Während knapp 25 Prozent der be-
teiligten Großstädte den Nutzen als „sehr 
hoch“ einschätzen, sind es bei den Klein- 
und Mittelstädten nur 7,8 Prozent. Die 
Frage nach vorhandenen Plänen/Kon-
zepten für die Erstellung eines konsoli-
dierten Gesamtabschlusses von Kernver-
waltung und Beteiligungen zeigt, dass 
knapp drei Viertel sich mit dem Thema 
noch nicht beschäftigt haben. Einige 
Kommunen haben jedoch bereits mit vor-
bereitenden Arbeiten begonnen. Wäh-
rend beispielsweise in Hessen oder 
Thüringen ca. 26 Prozent der befragten 
Kommunen dies bejahen, sind es in Ba-
den-Württemberg oder Schleswig-Hol-
stein weniger als 8 Prozent der antwor-
tenden Städte und Gemeinden.
Hinsichtlich der Umstellungsstrategie 
geht aus der Studie hervor, dass knapp 
drei Viertel der Kommunen eine stich-
tagsbezogene Gesamtumstellung pla-
nen. Allerdings zeigen sich Unterschiede 
bei der Verteilung der Antworten nach 
Größenklassen. Insbesondere Groß-
städte mit 200.000 bis 400.000 Einwoh-
nern beabsichtigen eine Umsetzung in 
zwei oder mehreren Schritten; nur 15 
Prozent in diesen Größenklassen planen 
eine Stichtagsumstellung. Eine schritt-
weise Umstellung kann etwa so erfol-
gen, dass zunächst die Software umge-
stellt und in einer nächsten Phase die 
Doppik eingeführt wird. Alternativ erfolgt 
zunächst ein Parallelbetrieb von Kamera-
listik und Doppik, anschließend wird aus-
schließlich die Doppik angewendet. 
Knapp 80 Prozent der Kommunen sehen 
für den Umstellungsprozess den Einsatz 
von Projektmanagement vor. Knapp 75 
Prozent der befragten Kommunen setzen 
Externe bei der Fortbildung im Rahmen 
der Doppik-Umstellung ein. Diesen ho-
hen Anteil sieht die KGSt auch darin be-
gründet, dass auch Studieninstitute bzw. 
Kommunalakademien als Externe ange-
sehen werden. 
Für die Einführung der Software greifen 
über die Hälfte der Befragten auf externe 
Unterstützung zurück bzw. planen dies, 
während dies für die Vermögensbewer-
tung bei gut 42 Prozent und für die Orga-
nisationsberatung bei gut 30 Prozent der 
Kommunen erfolgt bzw. vorgesehen ist. 
Insbesondere zeigt sich, dass je weiter 
der Umstellungszeitpunkt in der Zukunft 
liegt, der geplante Einsatz von Externen 
geringer ausfällt. Die KGSt begründet 
dies damit, dass „späte“ Doppik-Kom-
munen heute noch nicht in vollem Um-
fang den zukünftigen Beratungsbedarf 
abschätzen können. 
Hinsichtlich der Gliederung des Haus-
halts wollen 42 Prozent der Kommunen 
ihren Haushalt produktorientiert gliedern, 
16 Pro zent streben eine Organisations-
orien tie rung und 28 Prozent eine Misch-
form an, 14 Prozent machten keine An-
gaben.
Ein weiterer wichtiger Inhalt der Reform 
des Haushalts- und Rechnungswesens 
ist die Verknüpfung des Haushalts mit 
Leistungs- oder Outputdaten. Hier zeigt 
sich, dass dieser Reformbaustein bisher 
nur selten umgesetzt worden ist. In der 
Studie wurde auch nach Problemen bei 
der Umstellung auf die Doppik gefragt. 
Am häufi gsten treten Probleme im Be-
reich der Bewertung auf bzw. werden 
dort erwartet. Ebenfalls häufi g genannt 
wurden die Problembereiche „Ziele/Kenn-
zahlen“ sowie „Haushaltsausgleich“. In 
der Erstellung des Gesamtabschlusses 
sehen nur 239 Kommunen, dies sind 
25,6 Prozent der Befragten, einen Pro-
blembereich. p
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Der Herausgeber stellt sich vor:
Institut für den öffentlichen Sektor e.V.
Das 2005 gegründete Institut arbeitet für einen effi zienten und effektiven öffentlichen 
Sektor und fördert die transparente Leitung und Kontrolle öffentlicher Unternehmen. 
Ziel seiner Tätigkeit ist es, Aufsichtsräte und Geschäftsleitungen öffentlicher Unterneh-
men sowie Entscheidungsträger in der öffentlichen Verwaltung bei ihren Aufgaben zu 
unterstützen. In diesem Rahmen kooperiert das Institut mit wissenschaftlichen Ein-
richtungen und strebt eine internationale Vernetzung an. 
Beiträge zur Modernisierung von Staat und Verwaltung
Durch eigene Forschungs- und Publikationstätigkeit auf den Gebieten Public Manage-
ment und Public Corporate Governance trägt das Institut zur Weiterentwicklung von 
Modernisierungskonzepten bei. Durch wissenschaftliche Veröffentlichungen und Auf-
tragsforschung will das Institut die Fachdiskussion zur Modernisierung des öffent-
lichen Sektors unterstützen. 
Kooperation mit der Wissenschaft
Das Institut für den öffentlichen Sektor kooperiert mit wissenschaftlichen Einrich-
tungen, um Forschung und Lehre des öffentlichen Managements zu unterstützen. So 
arbeitet das Institut eng mit dem KPMG-Stiftungslehrstuhl „Public and Financial 
Management“ an der Hertie School of Governance in Berlin zusammen. Darüber hin-
aus unterstützt das Institut den Studiengang „Executive Master of Public Manage-
ment“. Der von der Hertie School of Governance und der Universität Potsdam durch-
geführte Studiengang richtet sich an Nachwuchsführungskräfte des öffentlichen 
Dienstes sowie Berufserfahrene aus Verbänden, Nichtregierungsorganisationen und 
öffentlichen Unternehmen.
„PublicGovernance – Zeitschrift für öffentliches Management“ 
Die Zeitschrift „PublicGovernance“ bietet mehrmals im Jahr Informationen speziell 
für Aufsichtsräte und Geschäftsleitungen von öffentlichen Unternehmen sowie für 
Entscheidungsträger in Politik und Verwaltung. Ausgewählte Beiträge werden auch in 
der gleichnamigen englischen Ausgabe der Zeitschrift publiziert. Aktuelle Informatio-
nen sind auf der Internetseite www.publicgovernance.de zu fi nden. 
Forum für Austausch und Diskussion
Das Institut möchte Politikern, Mitarbeitern der Verwaltung sowie Abgeordneten und 
Ratsmitgliedern aus Bund, Ländern und Gemeinden, die in öffentlichen Unternehmen 
als Aufsichts- und Verwaltungsräte vertreten sind, ein Forum für Austausch und 
Diskussion bieten. Daher führt das Institut überregional Veranstaltungen zu aktuellen 
Fragestellungen durch. Zu diesen Veranstaltungen lädt das Institut exklusiv die Abon-
nenten der Zeitschrift „PublicGovernance“ ein. 
Seminare und Schulungsangebote – für Aufsichtsräte und Entscheidungsträger
Aufgrund der besonderen Herausforderungen eines Aufsichtsratsmandats bietet das 
Institut für den öffentlichen Sektor speziell für diese Mandatsträger – aber auch für 
Geschäftsleitungen und politische Entscheidungsträger – Seminare und Schulungen 
an. Durch individuelle Schulungsangebote konnte es bereits Einrichtungen auf 
Bundes- und Kommunalebene konkret helfen. Das Institut unterstützt Aufsichtsräte 
zudem bei der Effi zienzprüfung und der Verbesserung ihrer Überwachungsarbeit. Es 
fördert zusätzlich die Entwicklung von Corporate Governance Kodizes. 
Wissenschaftliche Leitung
Prof. Dr. Gerhard Hammerschmid, 
Hertie School of Governance, fungiert 
ehrenamtlich als wissenschaftlicher 
Leiter des Instituts für den öffentlichen 
Sektor. 
Unterstützung durch einen Beirat
Das Institut wird von einem Beirat 
aus Wissenschaft, Politik und öffent-
lichen Unternehmen als Impulsgeber 
unterstützt. Die Mitglieder des Beirats 
bringen ihre langjährige Erfahrung auf 
vielfältige Weise in die Arbeit des 
Instituts ein. Vorsitzender des Beirats 
ist Dr.-Ing. e.h. Heinz Dürr. 
Mitglieder des Beirats: 
•   Dr.-Ing. e. h. Heinz Dürr, 
Vorsitzender des Aufsichtsrats der 
Dürr AG, Vorsitzender des Beirats
•   Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, 
Ministerpräsident a.D.
•   Prof. em. Dr. Dr. h.c. Dietrich Budäus,
Universität Hamburg
•   Dr. Bernd Lüthje, 
Vorsitzender des Aufsichtsrats 
der LEG Landesentwicklungsgesell-
schaft NRW GmbH
•   Dr. Manfred Overhaus, 
Staatssekretär a.D.
Für weitere Informationen
Institut für den öffentlichen Sektor e. V.
Dr. Ferdinand Schuster
Klingelhöferstraße 18
10785 Berlin
Telefon +49 30 2068 2060
Fax +49 1802 1991 3060
E-Mail de-publicgovernance@kpmg.com
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Publikationen
KPMG international et al. (eds.)
Holy Grail or Achievable Quest? 
International Perspectives on Public 
Sector Performance Management
2008
Verfahren der Leistungsmessung und 
des Leistungsmanagements sind mit t-
lerweile fester Bestandteil der Verwal-
tungspraxis von Gebietskörperschaften 
weltweit. Das vorliegende Buch beleuch-
tet Leistungsmessung und Leistungs-
management aus unterschiedlichen Per-
spektiven. 
Zwölf international anerkannte Wissen- 
schaftler aus sechs Ländern diskutieren 
den aktuellen Stand der Forschung und 
geben Empfehlungen zur Verbesserung 
des Leistungsmanagements im öffent-
lichen Sektor.
Neben empirischen Fallstudien werden 
einzelne grundlegende Fragen des Leis-
tungsmanagements, wie z.B. die Rolle der 
politischen Akteure, näher untersucht. 
Das Buch wird von KPMG’s Global Public 
Sector Practice gemeinsam mit der Com-
monwealth Association for Public Admi-
nistration (CAPAM), dem Institute of Pu-
blic Administration of Australia (IPAA) 
und dem Institute of Public Administra-
tion of Canada (IPAC) herausgegeben. p
Tanja Klenk
Modernisierung der funktionalen 
Selbstverwaltung
Frankfurt/New York: Campus Verlag
2008
Weitgehend unbemerkt von der öffent-
lichen Wahrnehmung fi ndet in Teilberei-
chen der Verwaltung eine grundlegende 
Reform der Leitungsstrukturen statt. In 
so unterschiedlichen Einrichtungen wie 
der Bundesanstalt für Arbeit, in Universi-
täten, Rentenversicherung und Kassen-
ärztlichen Vereinigungen werden die tra-
dierten Leitungsmodelle hinterfragt und 
reformiert. 
Trotz aller Unterschiede im Detail sind 
Gemeinsamkeiten bei den Reformpro-
zessen deutlich erkennbar. Flexible Ent-
scheidungsfi ndung, professionelle Lei-
tung, effi ziente Steuerung und Kontrolle 
– Begriffe wie diese prägen die Suche 
nach neuen Leitungsstrukturen. Die Au-
torin behandelt anhand von Fallstudien 
zur Selbstverwaltung im Bereich der Bil-
dung und sozialen Sicherung nun erst-
mals Leitungsreformen als eigenständi-
ges Handlungsfeld der Verwaltungsmo-
dernisierung. Dabei wird auch nach der 
Zukunft des Modells der funktionalen 
Selbstverwaltung gefragt. p
Wolfgang Gerstlberger, 
Karsten Schneider
Öffentlich Private Partnerschaften 
– Zwischenbilanz, empirische 
Befunde und Ausblick
Berlin: edition sigma 2008
Öffentlich Private Partnerschaften (ÖPP) 
gewinnen auch in Deutschland als Instru-
ment der öffentlichen Aufgabenerfüllung 
zunehmend an Bedeutung. 
Im vorliegenden Band wird der Versuch 
einer Zwischenbilanz zu rund 20 Jahren 
ÖPP-Diskussion und -Praxis unternom-
men. Neben der Auswertung quantita-
tiver Befunde wird im Rahmen von sechs 
qualitativen Fallstudien aus Deutschland 
und Dänemark herausgearbeitet, welche 
Auswirkungen sich durch ÖPP für die be-
teiligten öffentlichen und privaten Partner 
einerseits sowie für die betroffenen Bür-
ger und Nutzer öffentlicher Dienstleistun-
gen andererseits ergeben.
Im Ergebnis kommen die Autoren zu dem 
Schluss, dass die vermuteten Einsparpo-
tenziale eine nur untergeordnete Rolle 
spielen. So stehen zu Projektbeginn für 
die öffentlichen Partner insbesondere die 
Ermöglichung von Wettbewerbsbedin-
gungen sowie die Beschleunigung von 
Projekten im Vordergrund. p
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